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61. Sitzung 

Bonn, den 28. Oktober 1981 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Windelen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Die Bundesregierung hat mit Schreiben vom 
27. Oktober 1981 mitgeteilt, daß sie beabsichtigt, eine 
Erklärung zum Entwurf des Bundeshaushalts 1982 
und den diesen begleitenden Gesetzen abzugeben. 
Die Abgabe dieser Regierungserklärung ist für mor-
gen 9 Uhr vorgesehen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung wird 
die Tagesordnung um den Zusatzpunkt Beratung 
des Antrags der Fraktion der CDU/CSU: Vorlage ei-
nes Nachtragshaushalts für das Jahr 1989 und eines 
Ergänzungshaushalts für das Jahr 1982 — Drucksa-
che 9/950 — ergänzt. 

Nach einer weiteren interfraktionellen Vereinba-
rung sollen die Punkte 5 und 8 der Tagesordnung ab-
gesetzt werden. 

Ist das Haus mit der so geänderten Tagesordnung 
einverstanden? — Ich sehe keinen Widerspruch. 
Dann ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 9/936 — 

Die  Fragen 1 und 2 des Abgeordneten Immer (Al-
tenkirchen) aus dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Jugend, Familie und Gesundheit sind 
vom Fragesteller zurückgezogen worden. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Wirtschaft. Zur Beantwortung der Fra-
gen steht der Herr Parlamentarische Staatssekretär 
Grüner zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 3 des Abgeordneten Herkenrath 
auf: 

Welche Mittel hat die Bundesregierung in den Jahren 1970, 
1975, 1980 und 1981 an verbraucherorientierte Institutionen 
und Organisationen vergeben? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege, eine Statistik über die 
Bundesausgaben für verbraucherorientierte Insti-
tutionen und Organisationen wird erst ab 1976 ge-
führt. Bis dahin wurden die Ausgaben des Bundes 
für die Verbraucherpolitik nach Sachbereichen er-
faßt. Für die Zwecke des ersten Verbraucherberichts 
der Bundesregierung, der 1981 erschienen ist, wur

-

den allerdings auch die Zuwendungen des Bundes 
an verbraucherorientierte Organisationen und Insti-
tutionen des Jahres 1970 aufgeschlüsselt. 

Bei verbraucherpolitisch motivierten Gesamtaus-
gaben von 10,391 Millionen DM entfielen im Jahre 
1970 auf die Zuwendungen für geförderte Einrich-
tungen 9,926 Millionen DM. Im Jahre 1975 betrugen 
die Gesamtausgaben des Bundes für verbraucherpo-
litische Maßnahmen 25,042 Millionen DM. 

Welche Summe davon als Zuwendung an entspre-
chende Einrichtungen geleistet wurde, müßte an 
Hand der bereits archivierten Akten von vier Bun-
desministerien festgestellt werden, nämlich des 
Wirtschaftsministeriums, des Landwirtschaftsmini-
steriums, des Ministeriums für Jugend, Familie und 
Gesundheit und des Bundesministeriums für Bau-
wesen. Ich bin gerne bereit, Ihnen diese Zahl, falls 
Sie das wünschen, in Kürze zu übermitteln. 

Vizepräsident Windelen: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Herkenrath. 

Herkenrath (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, habe 
ich Sie richtig verstanden, daß die Summen, die Sie 
genannt haben, pauschale Zuwendungen an die Or-
ganisationen beinhalten sowie auch Projektförde-
rungen, beispielsweise im Rahmen von Untersu-
chungen und Forschungsvorhaben? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ja, das ist richtig. 

Vizepräsident Windelen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Herkenrath. 

Herkenrath (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wür-
den Sie mir in Ihrem Hause auch eine schriftliche 
Aufstellung darüber anfertigen lassen, wie sich die 
Mittel auf die einzelnen Empfänger verteilen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Das ist sicher mög-
lich. Ich werde das gerne tun. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 4 des 
Abgeordneten Menzel auf: 

Hält die Bundesregierung die Kartellgesetzgebung unter 
Berücksichtigung der Entscheidung des Kartellamts und der 
Rechtsprechung für ausreichend, um, wegen der möglichen 
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Vizepräsident Windelen 
negativen Auswirkungen für klein- und mittelständische Un-
ternehmen, Unternehmen mit Monopol- oder Oligopolstellung 
zu verhindern? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
hält das bestehende kartellrechtliche Instrumenta-
rium für ausreichend, um den wettbewerblichen Ri-
siken, die sich aus Konzentrationsvorgängen insbe-
sondere für kleine und mittlere Unternehmen erge-
ben können, wirksam zu begegnen. Die von der Bun-
desregierung vor allem zur Verbesserung der Wett-
bewerbschancen der mittelständischen Wirtschaft 
initiierte vierte Kartellnovelle hat den Aktionsra-
dius der Fusionskontrolle ganz wesentlich erweitert. 
Zugleich sind für eine Reihe von wettbewerblichen 
Gefährdungslagen entscheidungserleichternde ge-
setzliche Tatbestände geschaffen worden, mit denen 
gezielt dem Eindringen von Großunternehmen in 
mittelständische Märkte sowie der Bildung von Mo-
nopol- oder Oligopolsituationen entgegengewirkt 
werden kann. 

Einige Anzeichen, etwa der erkennbare Rückgang 
der kontrollpflichtigen Fusionen zwischen großen 
und kleineren Unternehmen, deuten darauf hin, daß 
die verbesserten Instrumente inzwischen zu greifen 
beginnen. Nach Auffassung der Bundesregierung 
wird es auch weiterhin darauf ankommen, die beste-
henden kartellrechtlichen Möglichkeiten zur Siche-
rung wettbewerblicher Marktstrukturen voll auszu-
schöpfen. 

Vizepräsident Windelen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Menzel. 

Menzel (SPD): Herr Staatssekretär, besitzt die 
Bundesregierung Erkenntnisse darüber, ob nach Zu-
sammenschlüssen von Unternehmen, wodurch Mo-
nopol- oder Oligopolstellungen entstanden, Betriebs-
aufgaben in den betroffenen Branchen zustande ka-
men oder sich häuften? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Es ist sicher generell 
möglich, zu sagen, daß Fusionen im allgemeinen der 
Rationalisierung dienen und daß daraus auch im 
Einzelfall Betriebsschließungen resultieren konn-
ten. Ich verfüge allerdings im Augenblick nicht über 
Zahlen. Ich müßte dieser Frage nachgehen. Ich bin 
nicht sicher, ob wir Ihnen dazu eine Aussage ma-
chen können. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 5 der 
Abgeordneten Frau Geiger auf: 

Geht die Bundesregierung davon aus, daß die Preisindizes 
des Warenkorbs heute noch stimmen, wenn man davon aus-
geht, daß das Basisjahr für die Berechnung 1976 ist und sich 
das Verbraucherverhalten seither stark geändert hat? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Dem Preisindex für 
die Lebenshaltung aller privaten Haushalte liegt ein 
fester Warenkorb zugrunde, dessen Zusammenset-
zung auf den Verbrauchsgewohnheiten des Jahres 
1976 basiert. Zweifellos haben sich die Verbrauchs-
gewohnheiten seither in Teilbereichen verändert. 
Das spricht jedoch nicht gegen die Repräsentanz des 
Gesamtindex. Berechnungen des Statistischen Bun-
desamts mit einem Wägungsschema auf Grund der 
Verbrauchsverhältnisse des Jahres 1980 haben viel

-

mehr ergeben, daß diese Berechnungen von denen 
auf der Basis 1976 nur unwesentlich abweichen. 

Dies erklärt sich mit der Reaktion der Verbrau-
cher auf Preisänderungen. Güter, die sich verteuern, 
werden weniger stark nachgefragt, preisgünstige 
Güter dagegen um so mehr. Dieser Effekt hat in der 
Vergangenheit dazu geführt, daß bei Neuberechnun-
gen des Preisindex für die Lebenshaltung die auf ak-
tualisierter Basis berechneten Preisveränderungs-
raten regelmäßig etwas niedriger lagen als auf alter 
Basis. 

Die Bundesregierung geht daher davon aus, daß 
der derzeitige, auf der Basis 1976 berechnete Preis-
index für die Lebenshaltung aller privaten Haus-
halte die Preisentwicklung zutreffend wiedergibt. 

Vizepräsident Windelen: Frau Abgeordnete, Sie 
wollten eine Zusatzfrage stellen. Bitte schön. 

Frau Geiger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist 
beabsichtigt, in Zukunft die Berechnungsweise des 
Preisindex öfter den tatsächlichen Gegebenheiten 
anzupassen, und wann soll die nächste Anpassung 
sein? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Es ist im allgemeinen 
ein Fünfjahreszeitraum vorgesehen. Die nächste 
Anpassung ist für das Basisjahr 1980 vorgesehen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer zweiten Zusatz-
frage, Frau Abgeordnete Geiger. 

Frau Geiger (CDU/CSU): Ist beabsichtigt, in Zu-
kunft die Berechnungspreise des Preisindex für den 
Verbraucher durchsichtiger zu gestalten und stär-
ker aufklärend zu wirken? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, der 
Aufklärung stehen große Schwierigkeiten entgegen. 
Wir bemühen uns, die Fakten auf diesem Sektor ver-
ständlich zu machen. Aber angesichts der Komplexi-
tät des Sachverhalts ist diese Information draußen 
immer wieder in Frage gestellt. 

An sich ist der Warenkorb eines Vierpersonen-Ar-
beitnehmerhaushalts eine verständliche Darstel-
lung. Es wird nur immer wieder bezweifelt, ob der 
Index tatsächlich die wirklichen Kosten wiedergibt, 
weil der einzelne Verbraucher immer gerade den 
Preis im Auge hat, der ihn im Augenblick besonders 
belastet. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 6 der 
Frau Abgeordneten Geiger auf: 

Sind die stark gestiegenen Energiepreise, besonders für das 
Heizöl, in den Preisindizes des Warenkorbs entsprechend be-
rücksichtigt, und haben die stark gestiegenen Zinsleistungen 
für Eigenheime und Eigentumswohnungen sowie die aus den 
Zinserhöhungen resultierenden Mietpreiserhöhungen Ein-
gang gefunden? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Steigerung der 
Energiepreise gehen in die monatlichen Verände-
rungsraten des Preisindex für die Lebenshaltung 
ein. Soweit Zinserhöhungen zu Mietanhebungen 
führen, spiegeln sie sich auch im Preisindex wider. 
Ob und in welchem Ausmaß sich insbesondere das 
Gewicht für Energie im Warenkorb des Index auf 
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Parl. Staatssekretär Grüner 
Grund der seit 1976 erfolgten Preis- und Mengenbe-
wegungen bei einer Neuberechnung des Preisindex 
verändern wird, ist zur Zeit nicht abzusehen. Probe-
rechnungen des Statistischen Bundesamts mit ei-
nem aktuellen Wägungsschema auf Grund des Ver-
brauchsverhältnisses des Jahres 1980 haben jedoch 
insgesamt keine bemerkenswerten Abweichungen 
gegenüber den Ergebnissen der laufenden Berech-
nungen auf der Basis 1976 gezeigt. Die Arbeiten des 
Statistischen Bundesamts zu einer Umbasierung 
des Index werden derzeit vorbereitet. 

Vizepräsident Windelen: Frau Abgeordnete Geiger 
zu einer Zusatzfrage. 

Frau Geiger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist 
beabsichtigt, in Zukunft die Zinsbelastung für Ei-
genheime und Eigentumswohnungen zu berücksich-
tigen, nachdem ein beachtlicher Teil unserer Bun-
desbürger — man geht von 40 % aus — heute Wohn-
eigentum besitzt? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Das ist nicht beab-
sichtigt. Das entspricht den internationalen Emp-
fehlungen, etwa denen der UNO. Eigenheime und Ei-
gentumswohnungen sind j a nicht nur Konsumgut, 
sondern auch Vermögenswert. Daher sind Zinslei-
stungen hierfür nicht im Lebenshaltungskosten-
index berücksichtigt, und das soll auch nicht gesche-
hen. 

Selbst in den USA, deren Verbraucherpreisindex 
die Zinsen für Haus- und Wohnungsfinanzierung 
enthält, werden diese Probleme gesehen, und es wer-
den daher nebenher noch Modellrechnungen nach 
dem international empfohlenen System durchge-
führt. Wir würden die Vergleichbarkeit stören, wenn 
wir diese Positionen mit einbeziehen würden. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe Frage 7 der Abge-
ordneten Frau Dr. Skarpelis-Sperk auf: 

Sieht die Bundesregierung in dem Zusammenschluß der 
Unternehmen Metro/Kaufhof eine Gefahr, daß einige andere 
Unternehmen mit Milliardenumsätzen diesem Beispiel folgen 
werden, ermutigt durch die Einstellung des Verfahrens durch 
das Bundeskartellamt? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
sieht in der Einstellung des Verfahrens des Bundes-
kartellamtes zur Überprüfung des Anteilserwerbs 
der „Metro" am „Kaufhof" keine generelle Ermuti-
gung für Folgefusionen ähnlicher Art, weil sich Ein-
zelheiten dieses Falles nicht ohne weiteres auf an-
dere Fälle übertragen lassen. Andererseits verfolgt 
sie nicht ohne Sorge die Bestrebungen großer Han-
delsunternehmen, ihr Nachfragepotential durch 
weitere Konzentration zu vergrößern. 

Angesichts dieser Entwicklung kommt es darauf 
an und bleibt es notwendig, die durch die 4. Kartell-
novelle verbesserten Möglichkeiten der Fusionskon-
trolle auszuloten und in der Praxis auch konsequent 
einzusetzen. Diesem Ziel diente auch das Verfahren 
in Sachen Metro/Kaufhof. 

Die Fusionskontrolle findet allerdings im Han-
delssektor wie in der übrigen Wirtschaft dort ihre 
natürliche Grenze, wo Unternehmensbeteiligungen 
die gesetzliche Schwelle des Zusammenschlußbe

-

griffs nicht erreichen und die Einzelunternehmen so 
selbständig bleiben, daß von einem koordinierten 
Einsatz der Ressourcen der Partnerunternehmen 
nicht ausgegangen werden kann. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage Frau 
Abgeordnete Dr. Skarpelis-Sperk. 

Frau Dr. Skarpelis-Sperk (SPD): Herr Staatssekre-
tär, ist Ihnen bekannt, daß es nach der Entscheidung 
des Kartellamtes in den letzten Tagen zu einer soge-
nannten Abstimmungskooperation zwischen „Hor-
ten" und „Kaufring" gekommen ist, daß sich also die 
angesprochene Entwicklung weiter vollzieht, und 
wie stehen Sie dazu, daß es bei weiteren Zusammen-
schlüssen von Umsatzmilliardären dieser Art zu 
Problemen dadurch kommen könnte, daß diese auf 
Grund ihrer Nachfragemacht Einkaufsbedingungen 
diktieren können, was eine existentielle Gefahr für 
eine Vielzahl von Produktionsbetrieben, insbeson-
dere für eine Vielzahl von mittelständischen Han-
delsbetrieben, bedeuten kann? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
sieht diese Gefahren, und deshalb hat sie ja dem 
Parlament die Einführung der Fusionskontrolle vor-
geschlagen. Dieses Instrument ist wirkungsvoll; es 
kann den Zusammenschluß von Umsatzmilliardä-
ren wirkungsvoll verhindern. 

Die von Ihnen angesprochenen Kontakte Horten/ 
Kaufring sind mir nicht bekannt; aber selbstver-
ständlich wird auch hier das Bundeskartellamt sei-
nes Amtes walten. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe Frage 8 der Frau 
Abgeordneten Dr. Skarpelis-Sperk auf: 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß Zusammen-
schlüsse dieser Art die Wettbewerbslandschaft zum Nachteil 
der mittelständischen Unternehmen verändern? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
ist sich der besonderen Problematik von Zusam-
menschlüssen großer Handelsunternehmen für die 
mittelständische Wirtschaft bewußt. Dies gilt insbe-
sondere für mittelständische Unternehmen, die als 
Zulieferer oder Wettbewerber marktstarken Nach-
fragern und Anbietern gegenüberstehen. 

Allerdings läßt sich nicht rein abstrakt beurteilen, 
ob und inwieweit die Beteiligungspolitik großer Un-
ternehmen geeignet ist, den Wettbewerb zum Nach-
teil der mittelständischen Firmen zu beeinträchti-
gen. Dies muß vielmehr an Hand der Umstände des 
jeweiligen Einzelfalles geprüft werden. Das Bundes-
kartellamt bleibt daher auch weiterhin aufgefordert, 
Handelszusammenschlüsse unter Einsatz des ver-
besserten fusionskontrollrechtlichen Instrumenta-
riums besonders kritisch zu beobachten. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe Frage 9 des Abge-
ordneten Peter (Kassel) auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie hoch der Anteil der 
im Wege der Lohnveredelung in Billiglohnländer verlagerten 
Teilfertigungen in der Textilindustrie ist? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die passive Lohnver-
edelung, d. h. die Durchführung arbeits- und damit 
lohnintensiver Fertigungsvorgänge unter Aufsicht 
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unserer Industrie im kostengünstigeren Ausland, ist 
für die deutsche Textil- und Bekleidungsindustrie 
ein wesentliches unternehmerisches Instrument zur 
Verbesserung ihrer internationalen Wettbewerbsfä-
higkeit. Dieses Verfahren ermöglicht Sortimentser-
gänzung und Mischkalkulation und trägt zur Erhal-
tung von Arbeitsplätzen insbesondere in der Beklei-
dungsindustrie bei. 

Der Anteil der Einfuhren nach passiver Lohnver-
edelung am Umsatz der deutschen Textil- und Be-
kleidungsindustrie beträgt etwa 5 bis 6 %; ihr Anteil 
an den Gesamteinfuhren von Textil- und Beklei-
dungserzeugnissen liegt bei 12 %. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Peter, 
Sie haben das Wort zu einer Zusatzfrage. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, haben 
Sie aus dem Stand — sonst eventuell schriftlich — 
die  Möglichkeit, mir ähnliche Zahlen für die Textil- 
und Bekleidungsindustrie anderer EG-Länder zu 
nennen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Darauf müßte ich 
schriftlich zurückkommen, Herr Kollege. 

(Peter [Kassel] [SPD]: Danke schön!) 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 10 des 
Abgeordneten Peter (Kassel) auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die For-
derung nach Anrechnung der Teilfertigungen in Billiglohn-
ländern auf die Quotierungen in die Verhandlungen um das 
Welttextilabkommen einzubringen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Schon bisher werden 
gegenüber Abkommensländern in der EG Einfuhren 
nach passiver Lohnveredelung normalerweise auf 
bestehende Quoten angerechnet. Insofern wird bei 
der Einfuhr nicht zwischen Vollgeschäft von passi-
ver Lohnveredelung unterschieden. 

Nur die Einfuhren der passiven Lohnveredelung 
aus Staatshandelsländern und Jugoslawien — das 
sind etwa 45 % der deutschen Lohnveredelungsein-
fuhren — werden in der Bundesrepublik Deutsch-
land im Rahmen eines speziellen Lohnveredelungs-
regimes über autonome Lohnveredelungsquoten ab-
gewickelt. Diese Lohnveredelungsquoten sind in der 
Regel Wertsammelkontingente für die Industrie. 

Bei den Brüsseler Vorbereitungen der bilateralen 
Verhandlungen der Europäischen Gemeinschaft 
mit den wichtigsten Textillieferländern geht es dar-
um, in welchem Umfange und in welchem Rahmen 
Lohnveredelungseinfuhren auf die Exportmöglich-
keiten der Lieferländer angerechnet werden kön-
nen, wie dem Interesse der deutschen Textilindu-
strie, aber auch der anderen Mitgliedstaaten an pas-
siver Lohnveredelung Rechnung getragen werden 
kann und ob es einer gemeinschaftlichen Lohnver-
edelungsverordnung bedarf. 

Vizepräsident Windelen: Abgeordneter Peter zu ei-
ner Zusatzfrage. 

Peter (Kassel) (SPD): Wie beurteilen Sie die Not-
wendigkeit einer passiven Lohnveredelungsverein-
barung? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir 
meinen, daß sich die bisher bei uns praktizierten Re-
geln bewährt haben und einen ganz entscheidend 
wichtigen Beitrag zur Aufrechterhaltung von Ar-
beitsplätzen leisten. Wir würden jede Regelung ab-
lehnen müssen, die diese Möglichkeiten unserer 
deutschen Industrie ausschließt. 

Vizepräsident Windelen: Abgeordneter Peter zu ei-
ner weiteren Zusatzfrage. 

Peter (Kassel) (SPD): Wird das von anderen Regie-
rungen von EG-Ländern auch so gesehen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nein, das wird nicht 
überall so gesehen, weil Interessengegensätze vor-
handen sind. Insbesondere Länder, die sich durch 
Einfuhrschutzvorschriften dem internationalen 
Wettbewerb bisher erfolgreich entzogen haben, sind 
natürlich auch auf dem Sektor der passiven Lohn-
veredelung nicht so stark vertreten wie die Textil- 
und Bekleidungsunternehmen der Bundesrepublik 
Deutschland. Hier spiegelt sich der Gegensatz wider, 
den wir im Augenblick auch im Zusammenhang mit 
den Verhandlungen über ein neues Welttextilab-
kommen auf der EG-Ebene deutlich beobachten 
können. 

Vizepräsident Windelen: Eine weitere Zusatzfrage 
für den Herrn Abgeordneten Menzel. 

Menzel (SPD): Herr Staatssekretär, halten Sie die 
derzeitigen Regelungen in der angesprochenen 
Frage zum Schutz der heimischen Industrie für aus-
reichend? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ja, wir halten diese 
Regelungen für ausreichend, vor allem, weil wir j a 
den deutschen Unternehmen nur eine begrenzte 
Möglichkeit zur passiven Lohnveredelung einräu-
men und es unterbinden, daß etwa Handelsunter-
nehmen in diesem Bereich tätig sind. 

Vizepräsident Windelen: Wir gehen jetzt über zur 
Frage 11 des Abgeordneten Wimmer. 

Treffen Pressemeldungen zu, nach denen die Bundesregie-
rung in absehbarer Zeit über Milliardenzuschüsse für den 
Bau von insgesamt vier Anlagen zur Weiterverarbeitung von 
Kohle entscheiden wird, und ist als Standort für eine dieser 
Anlagen der Raum Rommerskirchen/Grevenbroich vorgese-
hen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär. Die Bundesregierung 
hat am 21. Oktober über die weitere Durchführung 
des Kohleveredelungsprogramms entschieden. Im 
Bereich Kohlevergasung ist die Förderung großtech-
nischer Anlagen durch Investitionskostenzuschüsse 
und befristete Hilfen beim Einsatz deutscher Stein-
kohle vorgesehen. In einem Antragsverfahren sollen 
die aussichtsreichsten und modernsten Vorhaben 
ausgewählt werden. 

Grundlage dieser Entscheidung waren Planungs-
studien, die die Industrie für insgesamt sieben Koh-
levergasungsanlagen vorgelegt hat. Eine Übersicht 
über diese Projektvorschläge ist in einer Pressever-
öffentlichung der Bundesregierung enthalten, die in 
Nr. 76 der aktuellen Beiträge zur Wirtschafts- und 
Finanzpolitik abgedruckt ist. Für drei dieser Anla- 
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gen hat die Industrie Standorte an der Küste vorge-
schlagen. Drei weitere Standortvorschläge zielen 
auf das Ruhrgebiet bzw. auf den Raum Heinsberg/ 
Hückelhoven. Eine Braunkohlen-Anlage soll in Ber-
renrath bei Hürth gebaut werden. Für diese Anlage 
ist die Genehmigung nach dem Bundesimmissions-
schutzgesetz bereits erteilt. Einsprüche hat es nicht 
gegeben. 

Im Landesentwicklungsplan VI von Nordrhein-
Westfalen ist für den Raum Rommerskirchen-Gre-
venbroich kein Standort für Kohleveredelungsanla-
gen vorgesehen. Für eine Fortschreibung des Lan-
desentwicklungsplans wird allerdings nach Aus-
kunft des Landes offenbar geprüft, ob dieser Raum 
längerfristig für ein Kraftwerk oder eine Vered-
lungsanlage auf Basis Braunkohle in Betracht 
kommt. 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Vielen 
Dank!) 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 12 des 
Herrn Abgeordneten Wimmer auf: 

Wann und in welcher Weise hat sich die Landesregierung 
von Nordrhein-Westfalen gegenüber der Bundesregierung für 
den in der Presse als im „Großraum Köln" angesprochenen 
Standort ausgesprochen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich bitte um Ent-
schuldigung, Herr Präsident, meine Unterlagen sind 
hier nicht vollständig. — 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Wim-
mer, ich darf Sie fragen, ob Ihre Fragen zureichend 
beantwortet sind. 

Wimmer (Neuss) (CDU/CSU): Die erste. Die zweite 
nicht. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich muß mich ent-
schuldigen. Offensichtlich ist mir die Antwort auf 
Frage 12 versehentlich nicht in meine Unterlagen 
gegeben worden. Ich muß leider passen. Ich wäre 
dankbar, wenn es möglich wäre, daß ich die Frage in 
diesem Ausnahmefall schriftlich beantworte. 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Ich komme 
dem Herrn Staatssekretär gern entgegen!) 

Vizepräsident Windelen: Der Herr Kollege Wimmer 
ist mit schriftlicher Beantwortung einverstanden. 
Im übrigen bleibt ihm unbenommen, die Frage zu ei-
nem späteren Zeitpunkt noch einmal einzubrin-
gen.*) 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Wenn es 
schriftlich kommt, bin ich dankbar!) 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich bitte sehr um Ent-
schuldigung. Es tut mir sehr leid. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 13 des 
Herrn Abgeordneten Thüsing auf: 

*) Nachträglich wurde festgestellt, daß die Fragen 11 und 12 ge-
meinsam beantwortet wurden. 

Welche „Bonner Änderung der Exportgarantieklausel" hat 
zu einem Ansteigen der deutschen Direktinvestitionen in 
Südafrika und zu einem günstigeren Investitionsklima für 
deutsche Unternehmen in Südafrika geführt? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Das von Ihnen ge-
nannte Zitat ist mir nicht bekannt, Herr Kollege. Die 
deutschen Direktinvestitionen in Südafrika haben 
sich in den vergangenen Jahren nicht wesentlich ge-
steigert. Im übrigen gewährt der Bund keine Garan-
tien für Direktinvestitionen in Südafrika. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Thüsing. 

Thüsing (SPD): Herr Staatssekretär, kann ich die 
entsprechenden Unterlagen einreichen, und wären 
Sie bereit, diese Unterlagen entsprechend zu prü-
fen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Aber gerne, selbst-
verständlich. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 14 des 
Herrn Abgeordneten Thüsing auf: 

Inwieweit versichert sich die Bundesregierung der Einhal-
tung der Zusage deutscher Firmen zur Anwendung des EG-
Verhaltenskodex, die die Exportgarantien in Anspruch neh-
men wollen? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
macht die Abgabe einer verbindlichen Erklärung 
der Exporteure zum EG-Verhaltenskodex zur Vor-
aussetzung für die Gewährung von Ausfuhrbürg-
schaften für Südafrika-Geschäfte. Die durch den 
Kodex betroffenen Exporteure — insbesondere die 
Unternehmen mit Tochtergesellschaften, Zweignie-
derlassungen oder Vertretungen in der Republik 
Südafrika — bestätigen darin ihre Bereitschaft, die 
Grundsätze des Kodex in Übereinstimmung mit der 
entsprechenden Erklärung der Spitzenverbände der 
deutschen Wirtschaft in die Praxis umzusetzen. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Thü-
sing, Sie haben das Wort zu einer Zusatzfrage. 

Thüsing (SPD): Herr Staatssekretär, welche Kon-
trollen und, eventuell, welche Sanktionen bei Nicht-
einhaltung des Verhaltenskodex gibt es? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Durch eine regelmä-
ßige Berichterstattung ist eine Möglichkeit gegeben, 
die Einhaltung dieses Verhaltenskodex zu überwa-
chen. Sanktionen können nur darin bestehen — 
wenn sie überhaupt in Frage kommen —, daß etwa 
künftige Anträge solcher Unternehmen auf Gewäh-
rung von Hermes-Bürgschaften nicht mehr bewilligt 
würden. Das ist in unseren Bürgschaftsrichtlinien 
vorgesehen. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 15 des 
Herrn Abgeordneten Michels auf: 

Kann die Bundesregierung die Herausnahme — bis auf ei-
nen kleinen Teilbereich — der Arbeitsamtsbezirke Detmold 
und Paderborn, in denen die Arbeitslosigkeit von 4,2 auf 7,5 
v. H. innerhalb eines Jahres angestiegen ist, aus der Förde-
rung im Rahmen der regionalen Wirtschaftsstruktur (Förder-
gebiete) noch aufrecht erhalten, oder beabsichtigt die Bundes-
regierung auf Grund der angesprochenen Entwicklung vor In-
krafttreten der neuen Regelung eine nochmalige Überprü-
fung? 
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Planungsausschuß hat die Fördergebiete der Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" auf der Grundlage aussage-
kräftiger Arbeitsmarkt-, Einkommens- und Infra-
strukturindikatoren ausgewählt. Zu den insgesamt 
fünf Indikatoren gehörten auch regionale Arbeitslo-
senquoten in Form mehrjähriger Durchschnitts-
werte — Durchschnittswerte der Jahre 1976 bis 
1980 —; alle Indikatoren wurden mit gleichem Ge-
wicht in die Entscheidung einbezogen. 

Die Entlassung der Arbeitsmarktregion Detmold/ 
Lemgo als Fördergebiet war letztlich eine Folge der 
mit großer Mehrheit gefaßten Entscheidung des Pla-
nungsausschusses, die Fördergebiete von etwa 36 % 
auf 29,77 % Bevölkerungsanteil zu reduzieren. Eine 
Aufnahme dieser Arbeitsmarktregion als Förderge-
biet wäre nur dann möglich gewesen, wenn ein Ge-
samtumfang der Fördergebiete von rund 31,6 % Be-
völkerungsanteil in Kauf genommen worden wäre; 
dies erschien weder dem Bund noch der Länder-
mehrheit tolerierbar. 

Bund und Länder sehen keinen Anlaß, die Be-
schlüsse zur Neuabgrenzung und Reduzierung der 
Fördergebiete wenige Monate nach dieser erfolgrei-
chen und auf Dauer angelegten Entscheidung in 
Frage zu stellen. Den ausscheidenden Fördergebie-
ten und damit auch der  Arbeitsmarktregion Det-
mold/Lemgo wurde im übrigen eine Übergangsfrist 
von drei Jahren zugestanden; dies wird dazu beitra-
gen, regionalwirtschaftliche Entwicklungen zu sta-
bilisieren. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Mi-
chels, Sie haben das Wort zu einer Zusatzfrage. 

Michels (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hat die 
Bundesregierung über das angesprochene Förde-
rungsprogramm hinaus ein Konzept zur Hand, die-
ser bedrohlichen Entwicklung entgegenzuwirken, 
zumal vor dem Hintergrund der doch ständig zuneh-
menden Zahl der Firmenzusammenbrüche? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Das Konzept, das uns 
zur Verfügung steht, umfaßt das Konzept der allge-
meinen Arbeitsmarktpolitik, das Netz sozialer Si-
cherheiten und im übrigen die Verbesserung der 
steuerlichen Rahmenbedingungen, der wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen insgesamt. 

Vizepräsident Windelen: Die Frage 67 des Hern Ab-
geordneten Stutzer wird auf Wunsch des Fragestel-
lers schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
auf. Das Haus wird durch den Parlamentarischen 
Staatssekretär Gallus vertreten. 

Ich rufe die Frage 16 des Herrn Abgeordneten Ei-
gen auf. 

Treffen Pressemeldungen zu, daß die Bundesregierung ge-
meinsam mit Großbritannien die EG-Agrarpreise an die Welt-
marktpreise anpassen will, und welche Konsequenzen beach-
tet die Bundesregierung dabei in bezug auf das Einkommen 
der landwirtschaftlichen Familienbetriebe in der Bundesre-
publik Deutschland? 

Gallus, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: Herr 
Präsident, ich bitte, die Fragen 16 und 17 gemeinsam 
beantworten zu dürfen. 

Vizepräsident Windelen: Sind Sie damit einverstan-
den? 

Eigen (CDU/CSU): Ja. 

Vizepräsident Windelen: Dann rufe ich auch die 
Frage 17 des Herrn Abgeordneten Eigen auf: 

Auf welche Weise und mit welchen Haushaltsmitteln ge-
denkt die Bundesregierung, die Verluste auszugleichen, die 
durch ein Absinken der EG-Agrarpreise entstehen würden? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Bun-
desminister Ertl hat sich auf der letzten Sitzung des 
EG-Agrarministerrats nicht für eine nominale Sen-
kung der EG-Agrarpreise ausgesprochen. Es gilt die 
Aussage der Regierungserklärung vom 24. Novem-
ber 1980, daß in der europäischen Agrarpolitik 
marktwirtschaftliche Grundsätze stärker als bisher 
verwirklicht werden müssen. Das bedeutet eine vor-
sichtige Preispolitik in Überschußbereichen, die pri-
mär auf die Wiederherstellung des Marktgleichge-
wichts ausgerichtet werden muß. Unter der Zielset-
zung der vorsichtigen Preispolitik wird die Bundes-
regierung keiner Absenkung der EG-Agrarpreise 
zustimmen. 

Vizepräsident Windelen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kann ich 
dann feststellen, daß sämtliche Presseberichte, die 
mir über die letzte Ministerratsverhandlung in der 
Europäischen Gemeinschaft zugänglich geworden 
sind, wo es um die Veränderung der Agrarpolitik der 
EG insgesamt ging, falsch sind? In der Pressemel-
dung stand ganz eindeutig, daß Bundesminister Ertl 
für die Bundesrepublik Deutschland gemeinsam mit 
Großbritannien für eine Annäherung der EG-Preise 
an die Weltmarktpreise sei, während andere Länder, 
z. B. Frankreich und Belgien, dagegen seien. Ist das 
alles falsch? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
bleibt der Presse völlig unbenommen, auf Grund ih-
res Eindrucks von den Verhandlungen Darstellun-
gen anzufertigen und weiterzugeben. 

Vizepräsident Windelen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, darf ich 
Sie wegen der großen Bedeutung, die diese Frage für 
die Reform der EG-Agrarpolitik, besonders für die 
Bauern, Landwirte und bäuerlichen Familien in der 
Bundesrepublik Deutschland, hat, bitten, daß Sie si-
cherstellen, daß die Bundesregierung in der Form zu 
den Pressemeldungen Stellung nimmt, in der Sie 
das hier getan haben? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die Bun-
desregierung sieht keinen Anlaß, über meine Ant-
wort hinaus zu den Pressemeldungen Stellung zu 
nehmen, weil die Verhandlungen über die künftige 
Anpassung der EG-Agrarpolitik erst am Anfang ste- 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 61. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 28. Oktober 1981 	3495 

Parl. Staatssekretär Gallus 
hen und es sicher noch viele Diskussionen und auch 
Kommentare geben wird. 

Vizepräsident Windelen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordnete Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist meine 
Annahme richtig, daß die Äußerung, die Sie im Rah-
men Ihrer Antwort soeben machten, immerhin dar-
auf hindeutet, daß sich Bundesminister Ertl bei der 
nächsten EG-Agrarpreisrunde möglicherweise wie-
der ähnlich wie bei der letzten verhalten wird, in der 
er dafür sorgte, daß die Landwirte der Bundesrepu-
blik Deutschland am schlechtesten in der Europäi-
schen Gemeinschaft abschnitten? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie kön-
nen davon ausgehen, daß sich Bundesminister Ertl 
gemäß der Regierungserklärung verhalten wird, 
nämlich dafür sorgen wird, daß in der europäischen 
Agrarpolitik soviel Markt wie möglich stattfinden 
kann. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Eigen, 
Sie haben noch eine weitere Zusatzfrage. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie haben 
meine zweite Frage 17 so behandelt, als gingen Sie 
davon aus, daß die Preisentwicklung auch mit Zu-
stimmung der Bundesregierung positiv verlaufen 
würde. Sie haben für die Produkte eine Ausnahme 
gemacht, bei denen Angebot und Nachfrage am 
Markt nicht ausgeglichen sind. In meiner zweiten 
Frage habe ich gefragt, aus welchen Mitteln die Bun-
desregierung möglicherweise Ähnliches wie die 
französische oder die holländische Regierung unter-
nehmen wird. Ich möchte Sie fragen, ob Sie dafür ein 
Konzept haben. 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe im letzten Teil meiner Anwort auf Ihre Frage 
eindeutig gesagt, daß die Bundesregierung unter der 
Zielsetzung, in den Überschußbereichen eine vor-
sichtige Preispolitik zu betreiben, damit wir zu aus-
geglichenen Märkten kommen, keiner Absenkung 
der Agrarpreise zustimmen wird. Also erübrigt sich 
die Antwort darauf, ob wir vielleicht Gelder im 
Haushalt einstellen müßten. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, würden 
Sie vor diesem Haus namens der Bundesregierung 
die Pressemeldung der FAZ vom 20. Oktober, die wie 
folgt lautet „Bei der Anpassung der EG-Preise an die 
Weltmarktpreise unterstützt die Bundesrepublik 
den Vorschlag der Kommission", und die Pressemel-
dung der „Welt" vom gleichen Tag „Der Vorschlag 
der EG-Kommission, die Erzeugerpreise der Ge-
meinschaft künftig zunehmend an die der Konkur-
renten auf dem Weltmarkt anzunähern, wird von der 
Bundesregierung begrüßt" als glatte Fälschung be-
zeichnen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Nein. Ich habe Ihnen 
gesagt, daß die Bundesregierung in Verfolg einer 

Anpassung der EG-Agrarpolitik eine vorsichtige 
Preispolitik, vor allen Dingen in den Überschußbe-
reichen, befürwortet. Je nach dem, wie sich die Welt-
marktpreise entwickeln — teilweise steigen sie wie 
z. B. bei den Milchprodukten, teilweise fallen sie wie 
z. B. bei Getreide und Zucker —, wird es — das liegt 
in der Natur der Sache — auch eine Veränderung 
des europäischen Preisgefüges im Verhältnis zum 
Weltmarktpreis geben. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
bereit zu akzeptieren, daß eine Preissenkung auch 
dadurch herbeigeführt werden kann, daß man über 
Jahre hinweg unter der Überschrift „vorsichtige 
Preispolitik" das nominale Preisniveau hält, womit 
automatisch eine Senkung der Erlöse herbeigeführt 
wird? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann Ihnen bestätigen, daß Preisfestsetzungen in 
Brüssel dann nicht am Markt durchschlagen, wenn 
wir es mit Überschußproduktionen zu tun haben, 
und die EG-Kommission wegen beschränkter Mittel 
nicht entsprechende Mengen des Produkts aus dem 
Markt nehmen kann. Das ist das Dilemma, in dem 
wir uns bei gewissen Erzeugnissen der europäi-
schen Agrarproduktion immer noch befinden. 

(Kiechle [CDU/CSU]: Danach hatte ich aber 
nicht gefragt!) 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Oostergetelo. 

Oostergetelo (SPD): Herr Staatssekretär, gehe ich 
richtig in der Annahme, daß die Preispolitik eine 
Möglichkeit der Erhaltung einer leistungsfähigen 
Landwirtschaft ist, daß aber dazu strukturpolitische 
Maßnahmen und die soziale Absicherung kommen 
müssen? 

(Eigen [CDU/CSU]: Ohne Geld?) 

Ist es richtig, daß z. B. die Einkommensunterschiede 
— in Schleswig-Holstein ist dieser Unterschied ge-
genüber allen anderen Bundesländern am größten, 
nämlich .1 : 21 — durch Preispolitik nicht behoben 
werden können? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich be-
stätige Ihnen gern, daß die Preispolitik nur ein In-
strument der Einkommenspolitik in der Landwirt-
schaft darstellt, allerdings das wichtigste, wie die 
Bundesregierung glaubt. 

(Eigen [CDU/CSU]: Jawohl! Sehr gut!) 

Zweitens möchte ich sagen, daß der Umfang der 
sozialen Absicherung gerade für den mittelbäuerli-
chen Familienbetrieb, wovon wir in der Bundesrepu-
blik eine große Anzahl haben, ganz entscheidend 
ist. 

Drittens. Man kann die Einkommensunterschiede 
in den einzelnen Ländern quer durch die Bundesre-
publik Deutschland aus dem Agrarbericht eines je- 
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den Jahres ablesen. Ich möchte das nicht weiter 
kommentieren. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Susset. 

Susset (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, nachdem 
Sie hier Feststellungen des Kollegen Eigen aus der 
Presse nicht bestätigen konnten, darf ich Sie fragen, 
ob Sie den Bericht über die Tagung des Rates der 
Agrarminister in Luxemburg, der uns von Ihrem 
Hause zugegangen ist, als eine Pressemeldung oder 
als einen authentischen Bericht ansehen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann bestätigen, daß das, was von unserem Hause 
kommt, in Ordnung ist. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Windelen: Sie wollten eine weitere 
Zusatzfrage stellen? — Bitte schön. 

Susset (CDU/CSU): Wenn Sie das bestätigen, dann 
bestätigen Sie auch einiges von dem, was der Kol-
lege Eigen aus der Presse zitiert hat. Deshalb meine 
Frage: Stehen Sie dazu, daß eine an dem Marktge-
schehen vorsichtig orientierte und festgelegte Preis-
politik von den Ländern Großbritannien, Deutsch-
land, Dänemark und den Niederlanden auf der 
Agrarministerkonferenz gefordert wurde? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann Ihnen das bestätigen. Das habe ich in der Be-
antwortung der beiden Fragen des Kollegen Eigen 
eben gesagt. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter 
Oostergetelo, Sie wollten noch eine weitere Zusatz-
frage stellen, bitte. 

Oostergetelo (SPD): Herr Staatssekretär, gehe ich 
richtig in der Annahme, daß die Einkommensunter-
schiede bei den Vollerwerbsbetrieben Anlaß für die 
Bundesregierung sind, insbesondere für den unte-
ren Einkommensbereich zu sorgen, und ist es rich-
tig, daß die Probleme in diesem Bereich nicht durch 
Preispolitik gelöst werden können? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung ist der Auffassung, daß dem unte-
ren Bereich der Vollerwerbsbetriebe nur schwer mit 
Preisverbesserungen geholfen werden kann. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Müller. 

Mü ller (Schweinfurt) (SPD): Herr Staatssekretär, 
stimmen Sie mir zu, daß die Erlöse der Landwirt-
schaft und damit das Einkommen der Landwirte 
nicht nur von den Preisen abhängen, sondern ge-
nauso von den Mengen, die produziert werden? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das ist 
eine Tatsache und versteht sich von selbst. Deshalb 
haben die größeren Betriebe bei garantierten Prei-
sen auch ein besseres Auskommen. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe Frage 18 des 
Herrn Abgeordneten Kiechle auf: 

Welche Gründe haben den Bundesernährungsminister 
dazu bewogen, auf der letzten Sitzung des EG-Agrarminister-
rats sich für eine Senkung der EG-Agrarpreise auf ein Welt-
marktpreisniveau auszusprechen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, auch 
hier bitte ich, die beiden Fragen gemeinsam beant-
worten zu dürfen. 

Vizepräsident Windelen: Sind Sie damit einverstan-
den, Herr Abgeordneter Kiechle? 

Kiechle (CDU/CSU): Wenn ich wüßte, wie der Herr 
Staatssekretär antwortet, gerne, aber ich versuche 
es einmal. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Windelen: Das wissen Sie nachher 
ganz genau, Herr Kollege. 

Ich rufe auch noch Frage 19 des Herrn Abgeordne-
ten Kiechle auf: 

Kann die Bundesregierung angeben, wie der echte Gleich-
gewichtspreis für die wichtigsten Agrargüter im Weltmarkt 
ist, und ob und inwieweit die sog. Weltmarktpreise durch 
staatliche oder sonstige Maßnahmen beeinflußt sind?  

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, in mei-
ner Antwort auf die vorangegangenen Fragen habe 
ich bereits festgestellt, daß sich Bundesminister Ertl 
im Agrarrat nicht für eine nominale Senkung der 
EG-Agrarpreise ausgesprochen hat. Einen echten 
Gleichgewichtspreis für die wichtigsten Agrargüter 
auf dem Weltmarkt gibt es nicht. Dennoch müssen 
die auf dem Weltmarkt verzeichneten Preise als 
Marktrealität hingenommen werden, denn nur zu 
diesen Preisen können Agrargüter auf dem Welt-
markt abgesetzt bzw. erworben werden. Für die Im-
port- und Exportpolitik der Gemeinschaft sind daher 
die Weltmarktpreise ein zentraler Faktor. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, da Sie 
nun zu wiederholtem Male auf eine ähnlich gela-
gerte und von mir jetzt wieder gestellte Frage sagen, 
er habe „einer nominalen Preissenkung nicht zuge-
stimmt", frage ich Sie: Haben Sie denn einer realen 
Preissenkung zugestimmt? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, in Brüs-
sel sind doch keine Entscheidungen gefallen. Ich 
habe vor wenigen Minuten ausgeführt, daß wir erst 
am Beginn der Verhandlungen in der EG stehen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wenn 
Sie, statt auf die Frage eine Antwort zu geben, dar-
auf verweisen, daß das erst im Frühjahr wieder an-
stünde, frage ich Sie, ob die in einem Papier Ihres 
Hauses aufgestellte These, daß man die Preise der 
EG an die der Konkurrenten auf dem Weltmarkt 
heranführen solle, in den kommenden Preisver- 
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handlungen, die Sie selbst hier eingeführt haben, zu 
einer Maxime Ihres Handelns werden soll? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die Ma-
xime unseres Handelns ist eine vorsichtige Preispo-
litik. Sie wissen genauso wie ich, daß hier auch an-
dere Faktoren für den Kompromiß entscheidend 
sind, der am Ende beschlossen werden soll. Zu die-
sen Faktoren zählt die Tatsache der gewaltigen Ko-
stensteigerungen in der europäischen Landwirt-
schaft, die insbesondere in Frankreich, Italien und 
Irland mit einer Inflationsrate von 14 % doppelt so 
hoch wie in der Bundesrepublik oder noch höher ist. 
Diese Fakten werden mit in die Festsetzungen ein-
gehen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, da Sie 
vorher erklärt haben, man könne den kleineren Be-
trieben über die Preispolitik nicht helfen, und auf die 
Frage, ob es auch auf die Mengen ankomme, beja-
hend geantwortet haben, frage ich Sie: Ist es nicht 
geradezu ein klares Ziel künftiger Verhandlungen 
der Bundesrepublik auf dem Gebiet der EG-Agrar-
politik, die Produktion von größeren Mengen zu ver-
hindern, notfalls durch Strafabgaben? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es ist 
der Sinn der EG-Agrarpolitik, die Produktion von 
Überschüssen zu verhindern. Deshalb ist z. B. im Be-
reich des Zuckers festgelegt worden, daß die über-
schießenden Mengen von den Zuckerproduzenten 
Europas selber finanziert werden müssen, und des-
halb haben wir in der EG bei der Milch die Mitver-
antwortungsabgabe eingeführt. 

Vizepräsident Windelen: Sie haben noch eine letzte 
Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Kiechle. Bitte. 

Kiechle (CDU/CSU): Ich danke Ihnen, Herr Präsi-
dent. 

Herr Staatssekretär, wenn Ihre Politik darauf hin-
ausläuft — mit der Begründung, es helfe sowieso 
nicht den kleineren und mittleren Betrieben —, eine 
vorsichtige Preispolitik zu betreiben, und wenn 
gleichzeitig, wie Sie soeben ausführten, eine Men-
genausweitung verhindert werden soll, können Sie 
mir dann erklären, was insgesamt noch als Ziel Ih-
rer Agrarpolitik zugunsten dieser mittleren und 
kleineren Betriebe bezeichnet werden könnte? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, eine 
vorsichtige Preispolitik führt nach unserer Auffas-
sung — sie muß dazu führen — am Ende zu ausgegli-
chenen Märkten. Ich habe j a bereits ausgeführt, daß 
nicht genügend Geldmittel zur Verfügung stehen, in 
der EG weiterhin gewaltige Überschüsse zu finan-
zieren. Vor allem zieht die Festlegung der Interven-
tionspreise in der EG entsprechende Kosten nach 
sich. Umgekehrt aber führt das Bemühen der Bun-
desregierung um ausgeglichene Märkte in der EG, 
wenn sie damit Erfolg hat, durchaus dazu, daß bei 
ausgeglichenen Märkten zwar nicht der Interven-
tionspreis steigt, wohl aber die Preise am Markt stei

-

gen, aus denen die Bauern direkt ihr Einkommen be-
ziehen. 

Vizepräsident Windelen: Ich habe hier Anmeldun-
gen der Abgeordneten Eigen, Herberholz, Brunner 
und Oostergetelo vorliegen. Ich werde sie in dieser 
Reihenfolge aufrufen. — Herr Abgeordneter Ei-
gen! 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wenn Sie 
hier sagen, daß die Pressemeldungen über erste Ver-
handlungen in Brüssel falsch sind, bedeutet das 
auch, daß Sie von dem Positionspapier der Bundes-
regierung zur Reform der Agrarpolitik der EG, dem 
sogenannten Dohnanyi-Papier, Abstand nehmen? 
Denn in diesem Papier haben Sie ja all das festge-
legt, was Bundesminister Ertl auch in der ersten Mi-
nisterratsverhandlung offensichtlich vertreten hat. 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
brauche mich von dem Dohnanyi-Papier, soweit es 
auf der Basis dessen beruht, was die Bundesregie-
rung in der Regierungserklärung festgelegt hat, 
nicht zu distanzieren. Und ich habe mich hier dazu 
bekannt, daß die Bundesregierung über Bundesmi-
nister Ertl im Agrarministerrat eine vorsichtige 
Preispolitik in den Bereichen verfolgt, in denen 
Überschüsse produziert werden. 

Vizepräsident Windelen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
mit mir der Meinung, daß die Anbindung der EG-
Agrarpreise an die Weltmarktpreise auch große Ge-
fahren, vor allen Dingen für die Verbraucher, bein-
halten kann? Denn wir wissen, daß der Weltmarkt-
preis manipuliert werden kann und erheblich grö-
ßere Schwankungen aufweist als die Preissituation 
der Verbraucher in der Europäischen Gemeinschaft 
und daß die Marktordnungen der Europäischen Ge-
meinschaft nicht nur dem Erzeuger, sondern auch 
dem Verbraucher dienen. 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe bisher noch nirgends gelesen, auch in keinem 
Vorschlag der EG-Kommission, daß die EG-Agrar-
preise an die Weltmarktpreise angebunden werden 
sollen. Ich habe klargelegt, daß es sich höchstens 
darum handeln kann, daß eine Verschiebung im Ver-
hältnis der EG-Agrarpreise zu den Weltmarktprei-
sen eintritt — je nachdem, wie sich der Weltmarkt-
preis entwickelt. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Her-
berholz, Sie haben das Wort zu einer Zusatzfrage. 

Herberholz (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
soeben mehrfach darauf hingewiesen, Maxime Ihres 
Handelns sei vorsichtige, am Markt orientierte 
Preispolitik. Darf ich daraus schließen, daß es auch 
andere Maximen des Handelns gibt und daß eine 
solche Maxime auch — wenn ich das so formulieren 
darf — eine unvorsichtige und nicht am Markt orien-
tierte Preispolitik sein könnte? 
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Gallus, Parl. Staatssekretär: Das Gegenteil einer 
vorsichtigen Preispolitik ist eine unvorsichtige 
Preispolitik. 

(Heiterkeit) 

Das kann ich Ihnen bestätigen. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Brun-
ner, Sie haben das Wort zu einer Zusatzfrage. 

Brunner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung davon überzeugt, daß sie nicht ei-
nerseits die Agrarwirtschaft, wenn sie sie den welt-
marktpreislichen Wechselbädern aussetzt, in der 
Existenz gefährdet und — was mir ebenso wichtig 
erscheint — damit andererseits die Ernährung auf 
Dauer, insbesondere in Krisenzeiten, nicht mehr si-
cherstellen kann? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich muß 
hier noch einmal sagen: Ich habe bisher noch nicht 
davon gehört, daß die EG-Agrarpreise gewisserma-
ßen dem Weltmarkt ausgeliefert werden sollen. Ich 
habe hier eine Definition gegeben, wie das verstan-
den werden soll. Im übrigen gelten für die EG-Agrar-
politik die drei Grundlagen, die in den Verträgen 
festgelegt worden sind, nämlich Präferenz der euro-
päischen Agrarproduktion, gemeinsame Finanzie-
rung und gemeinsame Preise. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Brunner. 

Brunner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, darf ich 
Ihre Auskunft so verstehen, daß man bei den künfti-
gen Verhandlungen innerhalb des EG-Agrarmark-
tes und den daraus resultierenden Preisfindungen 
auf diese Dinge, die ich vorhin in meiner ersten 
Frage erwähnt habe, nämlich Existenzsicherung, Si-
cherung der Ernährung, Rücksicht nehmen wird? 
Wird das die Richtung bei den künftigen Diskussio-
nen und Verhandlungen in Brüssel und in der Kom-
mission bestimmen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die Si-
cherung der Ernährung in Europa und in der Bun-
desrepublik Deutschland ist ein wesentlicher Faktor 
bei der Festsetzung der EG-Agrarpreise, damit die 
bäuerliche Landwirtschaft auch in Zukunft in Eu-
ropa eine Chance hat. Nur: Das ist nicht das Pro-
blem. Solange wir nach wie vor Milliardenbeträge 
zur Beseitigung der Überschußsituation aufwenden 
müssen, ist die Sicherung der Ernährung nicht ge-
fährdet. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Oostergetelo. 

Oostergetelo (SPD): Herr Staatssekretär, ist es 
mittelfristig nicht geradezu notwendig, zu Mengen-
begrenzungen zu kommen, damit eine vorsichtige 
Preispolitik zum Nutzen einer bäuerlichen Struktur 
überhaupt möglich bleibt? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es gibt 
hierzu in der EG im Augenblick sehr unterschiedli-
che Auffassungen. Die EG-Kommission teilt Ihre 
Auffassung insoweit, als sie von Globalkontingenten 

in bestimmten Produktionsbereichen spricht. Die 
Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß es 
sinnvoll ist, eine Mengenkontingentierung so weit 
zu treiben, daß sie letzten Endes bis auf den letzten 
Bauernhof durchgeführt werden muß. Das würde 
eine Aufblähung der Verwaltung nach sich ziehen, 
die mehr kostet, als sie am Ende bringt. Wir bleiben 
dabei, daß eine vorsichtige Preispolitik, die Beteili-
gung der Landwirtschaft an der Finanzierung der 
Überschußproduktion und womöglich auch eine ver-
nünftige Lösung der Substitutenprobleme durch Ab-
sprache mit den entsprechenden Ländern zu einem 
besseren Effekt führen können. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Abgeordneter Spranger. 

Spranger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wäre 
als Alternative zu der von Ihnen proklamierten und 
betriebenen vorsichtigen Preispolitik auch eine rea-
listische, an den Kosten der Hersteller orientierte 
Preispolitik denkbar? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich bin 
sicher, daß auch die Opposition im Deutschen Bun-
destag für die Marktwirtschaft eintritt und weiß, daß 
sich der Preis in einer Marktwirtschaft am Markt 
bildet. Es gibt jedoch Marktordnungen in der EG, die 
es theoretisch durchaus zulassen, Richtpreise fest-
zusetzen, die am Markt nicht erzielbar sind. Das ty-
pische Beispiel ist die Festsetzung des Rinderricht-
preises über Jahre hinweg, der am Markt noch nicht 
einmal zu den vorgeschriebenen 90 % erreicht wer-
den kann, weil dieser Preis praktisch zu hoch festge-
setzt worden ist. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Spranger. 

Spranger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wür-
den Sie Ihre markttheoretischen Überlegungen 
auch auf die Stahlindustrie anwenden wollen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Ich nehme an, daß das 
dort zu einem erheblichen Teil auch zutreffen wird, 
nachdem selbst der Herr Bundeskanzler hier in der 
Debatte die Stahlunternehmen aufgefordert hat, zu 
versuchen, am Markt höhere Preise zu erreichen. In 
der Landwirtschaft ist es genau das Gleiche. Nie-
mand ist daran gehindert, am Markt den höchstmög-
lichen Preis zu erzielen. Nur: Wenn in Brüssel Preise 
festgelegt werden, die weit über das Marktniveau 
hinausgehen, dann ist es nicht mehr möglich, diese 
zu erzielen. Insofern ist eine vorsichtige Preispolitik 
eine realistische Preispolitik. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage Ab-
geordneter Müller (Schweinfurt). 

Müller (Schweinfurt) (SPD): Herr Staatssekretär, 
können Sie mir zu der Frage des Kollegen Eigen be-
stätigen, daß die Bundesregierung nicht daran 
denkt, die Gemeinschaftspräferenz oder den Außen-
schutz in Frage zu stellen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe gesagt, daß die Grundlagen aus den EWG-Ver- 
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trägen gelten. Ich kann bestätigen, daß die Bundes-
regierung nicht daran denkt, diese Grundprinzipien 
in Frage zu stellen. Nur muß man auch erkennen, 
daß die Frage der Präferenz der europäischen 
Agrarproduktion natürlich von dem gewaltigen Zu-
fluß an Substituten tangiert ist. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 20 des 
Abgeordneten Horstmeier auf: 

Treffen Pressemeldungen zu, daß der Parlamentarische 
Staatssekretär beim Bundesernährungsminister, Gallus, dar-
gestellt hat, daß 77 v. H. aller Lasten im agrarsozialen Siche-
rungssystem die öffentliche Hand trage, und wenn ja, welche 
Berechnungsgrundlage liegt dieser Äußerung zugrunde? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, auch 
hier hat mein Haus eine gemeinsame Beantwortung 
der Fragen 20 und 21 vorbereitet — wenn's erlaubt 
ist. 

(Horstmeier [CDU/CSU]: Einverstanden!) 

Vizepräsident Windelen: Sie sind damit einverstan-
den, Herr Kollege Horstmeier. Es wird so verfah-
ren. 

Ich rufe ferner die Frage 21 des Abgeordneten 
Horstmeier auf: 

Für welches Jahr gilt die weitere Aussage des Parlamenta-
rischen Staatssekretärs Gallus, daß 70 v. H. aller Aufwendun-
gen im agrarsozialen Sicherungssystem aus der Staatskasse 
kommen, und wie sind diese errechnet? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
gehe davon aus, daß sich Ihre Anfragen auf eine 
kürzlich in einem agrarpolitischen Informations-
dienst erschienene Meldung über die Gegenäuße-
rung der Bundesregierung zur Stellungnahme des 
Bundesrats zum Regierungsentwurf des Zweiten 
Gesetzes zur Verbesserung der Haushaltsstruktur 
beziehen. Durch diesen Gesetzentwurf wird, wie Ih-
nen bekannt ist, u. a. die Finanzierung der Alters-
hilfe für Landwirte neu geregelt. 

In diesem Zusammenhang habe ich darauf hinge-
wiesen, daß man nicht von einer Amputation des so-
zialen Beines sprechen könne, wenn in einem sozia-
len Sicherungssystem — gemeint war die Altershilfe 
für Landwirte — die Beteiligung der öffentlichen 
Hand von 77 v. H. auf 70 v. H. gesenkt wird. Die vor-
genannten Zahlen ergeben sich für die Vergangen-
heit aus den Geschäfts- und Rechnungsergebnissen 
der landwirtschaftlichen Alterskassen. Für die Zu-
kunft — für die dann die 70 v. H. gelten — beruhen 
sie auf Schätzungen der Bundesregierung. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Ab-
geordneter Horstmeier. 

Horstmeier (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie 
gehen recht in  der Annahme, daß ich das in dem In-
formationsdienst gelesen habe. In Ihrem Vorsatz ha-
ben Sie von den Zuschüssen zur Agrarsozialpolitik 
gesprochen. Das umfaßt wohl alle Bereiche. Selbst 
wenn Sie nur die Altershilfe gemeint haben sollten: 
Meinen Sie nicht, daß es korrekter gewesen wäre, 
dann, wie es dem System der Altershife entspricht, 
in diese Verhältnisrechnung auch die Hofleistungen 
einzubeziehen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich bin 
nicht der Auffassung, daß wir in die Leistungen des 
Staates und in Zahlenvergleiche Hofleistungen ein-
beziehen sollten. Sie verstehen sich auf Grund des 
gesamten Systems von selbst. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Horstmeier. 

Horstmeier (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hal-
ten Sie es im Hinblick auf das gegenwärtige Diskus-
sionsklima überhaupt für angebracht, mit derarti-
gen Prozentsätzen zu operieren? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann die Realität nicht verschweigen und habe sie 
nicht verschwiegen. Daß man zu einem Absinken 
des Bundeszuschusses von 77 auf 70 v. H. kommt, 
wenn man die Gesamtleistungen in der Alterssiche-
rung betrachtet, ist die Realität, die sich aus den 
Haushaltskürzungen um 210 Millionen DM ergibt. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Horstmeier. 

Horstmeier (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie meine Meinung bestätigen, daß sich durch 
die Maßnahmen der Bundesregierung bei der Al-
tershilfe und bei den Berufsgenossenschaften die 
Beitragslast der Betriebe bis 1985 insgesamt in etwa 
verdoppeln wird? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann Ihre Annahme bestätigen, daß in den nächsten 
Jahren eine Verdoppelung der Beiträge bei den Be-
rufsgenossenschaften eintritt, wenn tatsächlich, wie 
in der mittelfristigen Finanzplanung vorgesehen, 
vier Jahre hintereinander die Zuschüsse um jeweils 
60 Millionen DM gekürzt werden. Ich sehe mich im 
Augenblick nicht in der Lage, dies auch für die Al-
terskassen zu bestätigen. Vom Gespür her bin ich 
der Auffassung, daß es dort nicht so  sein wird. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter 
Leuschner zu einer Zusatzfrage. 

Leuschner (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie 
mit mir der Auffassung, daß auch nach dieser relativ 
bescheidenen Kürzung der Anteil der Öffentlichen 
Hand bei der sozialen Absicherung des Landwirts 
immer noch um ein Vielfaches höher ist als derjeni-
ge, den ein Arbeitnehmer in der gewerblichen Wirt-
schaft erzielt? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wenn 
Sie diese Frage auf die allgemeine Arbeitnehmer-
schaft beziehen, so muß ich sie bejahen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, haben 
Sie mit Ihrer Antwort an den Kollegen Horstmeier, 
in der Sie ausgeführt haben, daß sich die 70 bzw. 77 % 
nur auf den geldlichen Teil der Altershilfe beziehen, 
sagen wollen, daß Sie bei der Relativitätsberech-
nung, die Sie damit angestellt und der Öffentlichkeit 
mitgeteilt haben und auf die sich eben auch die kriti-
sche Frage bezog, nicht bereit sind, die Eigenlei- 
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stung der Landwirte in Form von Wohnungsgewäh-
rung, Kostgewährung und ähnlichem in der Gesamt-
altersversorgung überhaupt mit in Betracht zu zie-
hen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kiechle, 
ich habe meine Ausführungen auf der Grundlage 
der derzeitigen Haushaltssituation und der vorgese-
henen Kürzungen gemacht. Ich bin durchaus bereit, 
die andere Seite der Leistungen, die die Landwirt-
schaft für die Alterssicherung ihrer Altenteiler er-
bringt, ein anderes Mal darzustellen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer zweiten Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU): Wenn Sie hier eine Absichts-
erklärung des Inhalts abgeben, daß Sie dazu bereit 
sind, dann frage ich: Warum tun Sie es dann nicht in 
dieser Form, statt hier falsche Relationszahlen zu 
verbreiten? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe schon darauf hingewiesen, daß im Augenblick 
die Diskussion um die Haushaltsprobleme läuft. Ich 
gebe zu, daß der andere Aspekt der Darstellung hier 
zu kurz gekommen ist. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
sich darüber im klaren — ich hoffe, wir beide sind 
uns darüber im klaren —, daß die Zuschüsse für die 
Alterssicherung und im Sozialbereich der Landwirte 
vor allen Dingen daher rühren, daß die Landwirt-
schaft einen ungeheuren Strukturwandel mitge-
macht hat, daß sie drei Viertel der Arbeitskräfte und 
über die Hälfte der Betriebe aufgegeben hat, und 
daß man, wenn man mit anderen Arbeitnehmern 
vergleicht, einen ähnlichen Bereich wählen muß? — 
Ich denke an die Knappschaft. — Und wie sieht bei 
einem solchen Vergleich das Verhältnis aus? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann Ihnen Ihre Darstellung bestätigen. Es war 
auch der Wunsch des Gesetzgebers, daß das so gese-
hen wird. Was die Knappschaft betrifft, so ist es tat-
sächlich so, daß sie in bezug auf die Bezuschussung 
eine günstigere Situation hat als der Sozialbereich 
der Landwirtschaft. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Müller (Schweinfurt). 

Mü ller (Schweinfurt) (SPD): Herr Staatssekretär, 
stimmen Sie mir zu, wenn ich sage, daß das Problem 
vor allem darin liegt, daß der gutverdienende Land-
wirt einen genauso hohen Zuschuß vom Bund be-
kommt wie der schlechtverdienende Landwirt und 
daß deswegen der Weg, den wir jetzt mit einem 
neuen Gesetz einschlagen, der richtige ist? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
stimme Ihnen insoweit zu, als der Weg, zu mehr Ge-
rechtigkeit bei der Bezuschussung durch den Staat 
zu kommen, eingeschlagen werden mußte, um mehr 
Gerechtigkeit in das System zu bringen. Nur ist jetzt 

mit der Tatsache einer Kürzung von 210 Millionen 
DM fertigzuwerden. Das erschwert natürlich die Ge-
samtoperation; das muß man sehen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Horstmeier. 

Horstmeier (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hal-
ten Sie es unter sozialpolitischen Aspekten für sinn-
voll, immer mehr Elemente der Einkommensüber-
tragung in die Sozialpolitik hineinzubringen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich bin 
der Auffassung, daß es angesichts der Situation in 
der Landwirtschaft und in Anbetracht der Höhe der 
Leistungen, die der einzelne erhält, richtig ist, die 
Einkommensübertragung hier nicht mit einzubezie-
hen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Oostergetelo. 

Oostergetelo (SPD): Herr Staatssekretär, ist es 
richtig, daß der Anteil des sozialen Bereiches im 
Agrarhaushalt in den letzten zehn Jahren von etwa 
860 Millionen DM auf 3,6 Milliarden DM angehoben 
worden ist, und ist Diesbezügliches unter einer an-
deren Bundesregierung in irgendeinem vergleichba-
ren Zeitraum geschehen? 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter, diese 
Frage steht in keinem mittelbaren oder unmittelba-
ren Zusammenhang mit der Ausgangsfrage. 

Ich rufe die Frage 22 des Abgeordneten Meyer zu 
Bentrup auf: 

Sind die Instrumente des Bewertungsgesetzes in der Lage, 
der sich in einzelnen Betriebszweigen der landwirtschaftli-
chen Veredlungsproduktion abzeichnenden Konzentration 
vom bäuerlichen Familienbetrieb zur industriellen Erzeu-
gung entgegenzuwirken? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Auch hier bitte ich 
darum, beide Fragen gemeinsam beantworten zu 
dürfen. 

Vizepräsident Windelen: Der Fragesteller ist ein-
verstanden. Dann rufe ich auch die Frage 23 des Ab-
geordneten Meyer zu Bentrup auf: 

Wie wirken sich die im Bewertungsgesetz festgelegten Be-
messungsgrundlagen (Vieheinheiten je Fläche) auf die Struk-
tur der Tierproduktion aus, und gibt es Überlegungen, durch 
absolute Obergrenzen steuerlicher Art die Veredlungswirt-
schaft in landwirtschaftlichen Betrieben zu erhalten? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Das Bewertungsge-
setz, Herr Kollege, enthält in den §§ 51 und 51 a Vor-
schriften, die im einzelnen regeln, wann die Tier-
zucht oder Tierhaltung steuerlich als landwirt-
schaftlicher Betrieb oder als Gewerbebetrieb zu be-
handeln ist. 

Vor allem seit dem Wegfall des umsatzsteuerli-
chen Aufwertungsausgleichs, von dem die gewerbli-
chen Tierveredler ausgeschlossen waren, und der 
Erhöhung der Freibeträge bei der Gewerbesteuer ist 
die steuerliche Mehrbelastung der gewerblichen ge-
genüber der landwirtschaftlichen Tierhaltung zu-
rückgegangen. Die Möglichkeiten des Bewertungs- 
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gesetzes, der Konzentration der Tierhaltung entge-
genzuwirken, sind daher gering. 

Nach § 51 des Bewertungsgesetzes können im 
Rahmen der Landwirtschaft kleinere Betriebe er-
heblich mehr Vieheinheiten je Hektar landwirt-
schaftlich genutzter Fläche halten als größere Be-
triebe. Während die großen Betriebe aber dank ihrer 
Flächenausstattung in der Lage sind, Tierhaltung in 
betriebswirtschaftlich optimalen Kapazitäten im 
Rahmen der Landwirtschaft zu betreiben, ist das bei 
bodenarmen Familienbetrieben vielfach nicht der 
Fall. 

Die Bundesregierung wird im Zusammenhang 
mit der neuen Hauptfeststellung der Einheitswerte 
prüfen, ob eine Änderung der geltenden Abgren-
zungsvorschriften des Bewertungsgesetzes im Be-
reich der Tierhaltung geeignet ist, dazu beizutragen, 
die Veredelungswirtschaft in den landwirtschaftli-
chen Betrieben zu halten. 

Vizepräsident Windelen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Meyer zu Bentrup. 

Dr. Meyer zu Bentrup (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, kann ich Ihren Ausführungen entnehmen, 
daß die Bundesregierung beabsichtigt, die auftreten-
den Probleme der Konzentration in der landwirt-
schaftlichen Produktion im Rahmen des Bewer-
tungsgesetzes zu lösen, und wird sie eine eventuelle 
Novellierung in dieser Legislaturperiode vorlegen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir 
können allein wegen der Tierhaltung keine Neube-
wertung anstrengen, sondern das kann nur im Rah-
men des Gesamtkomplexes erfolgen. Ich kann keine 
Aussage dazu machen, ob das noch in dieser Legisla-
turperiode erfolgen wird. 

Vizepräsident Windelen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Meyer zu Bentrup, bitte. 

Dr. Meyer zu Bentrup (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, wird es zu einem Druck auf den Bodenmarkt 
und zu einer Erhöhung der Pachtpreise kommen, 
wenn der Flächenschlüssel im Rahmen der Bemes-
sungsgrundlagen des Bewertungsgesetzes verän-
dert, d. h. hinsichtlich wachsender Tierbestandsgrö-
ßen verschärft wird? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Das könnte durchaus 
sein. Wir werden gerade solche Fakten mit zu be-
rücksichtigen haben, weil wir schon heute sehen, 
daß vor allem im unteren Bereich, dem im Bewer-
tungsgesetz sehr viele Vieheinheiten gewährt wor-
den sind, solche Fälle auftreten können. 

Vizepräsident Windelen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte, Herr Abgeordneter. 

Dr. Meyer zu Bentrup (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, hält es die Bundesregierung für erforderlich, 
für die weiteren Diskussionen und Beratungen de-
tailliertes Zahlenmaterial zu erarbeiten und viel-
leicht auch Untersuchungen an Hand einzelbetrieb-
licher Berechnungen anzustellen, um auf diese 
Weise zu Modellüberlegungen zu kommen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Das ist für die 
Bundesregierung eine durchaus überlegenswerte 
Frage. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Bor-
chert, Sie haben das Wort zu einer Zusatzfrage. 

Borchert (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, trifft es 
zu, daß es trotz des Bewertungsgesetzes auf Grund 
der hohen Beiträge etwa zur landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaft oder zur Landwirtschafts-
kammer und wegen der unterschiedlichen Einheits-
bewertung zwischen landwirtschaftlicher und ge-
werblicher Nutzung für veredlungsstarke Betriebe 
heute schon finanziell vorteilhaft sein kann, als ge-
werblicher Betrieb zu arbeiten? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe darauf hingewiesen, daß die Vorteile, die der 
landwirtschaftliche Betrieb gegenüber dem gewerb-
lichen gehabt hat, mit dem Auslaufen des Aufwer-
tungsausgleiches praktisch weitgehend entfallen 
sind, und daß die erheblichen Vorteile, die auf der ge-
werblichen Seite auf Grund der größeren Einheiten 
und allem, was dazugehört, gegeben sind, stärker 
zur Geltung kommen. 

Vizepräsident Windelen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, würden 
Sie uns bitte mitteilen, wie es in diesem Bereich der 
Konzentration der tierischen Veredelung bei unse-
rem Hauptwettbewerber in der EG, nämlich in Hol-
land, aussieht? Hat der Minister bei den Minister-
ratsverhandlungen schon darauf hingewiesen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich sehe 
mich jetzt außerstande, Ihnen in bezug auf die Situa-
tion in Holland hier mit Zahlen zu dienen. Wir wis-
sen nur, daß Holland über eine sehr konkurrenzfä-
hige Landwirtschaft und Verdelungsproduktion ver-
fügt. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 24 des 
Abgeordneten Borchert auf: 

Inwieweit ist die Bundesregierung darüber informiert, ob 
es in den Partnerländern der Europäischen Gemeinschaft 
und in anderen europäischen Nachbarstaaten Gesetze oder 
steuerliche Maßnahmen gibt, die einer Konzentration in der 
bodenunabhängigen Tierproduktion entgegenwirken? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bor-
chert, der Bundesregierung ist bekannt, daß in Bel-
gien nach einer Königlichen Verordnung vom 
17. September 1976 Viehhaltungsbetriebe ab einer 
gewissen Bestandsgröße genehmigungspflichtig 
sind. Diese Regelung dient in erster Linie dem Um-
weltschutz. 

In Österreich bedarf nach einer Viehwirtschafts-
gesetznovelle von 1978 die Haltung von größeren 
Schweinebeständen einer Bewilligung. Diese Be-
stimmung wurde allein aus agrarpolitischen Grün-
den erlassen. 

In der Schweiz ist am 1. Januar 1980 eine Verord-
nung über Höchstbestände in der Fleisch- und Eier-
produktion in Kraft getreten, in der verfügt wird, 
daß Betriebe, die nach Ablauf der Übergangsfrist 
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von zwölf Jahren bestimmte Bestandsgrenzen über-
schreiten, prohibitiv wirkende Abgaben zu zahlen 
haben. 

In Norwegen bestimmt ein Gesetz von 1975, daß 
Anlagen für Schweine- und Geflügelhaltung, die 
über eine bestimmte Größe hinausgehen, nur mit 
Erlaubnis des Landwirtschaftsministeriums errich-
tet werden dürfen. 

Auch von Finnland ist bekannt, daß die Neuerrich-
tung von Kapazitäten in der Schweinehaltung einer 
behördlichen Genehmigung bedarf. 

Nach Kenntnis der Bundesregierung bestehen in 
einigen Partnerländern der Europäischen Gemein-
schaft und in anderen europäischen Nachbarstaaten 
gewisse steuerliche Abgrenzungsregelungen, deren 
Auswirkungen auf den Konzentrationsprozeß je-
doch nicht beurteilt werden können. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Borchert. 

Borchert (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wie 
wirken sich diese unterschiedlichen Maßnahmen 
auf die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Land-
wirtschaft im Verhältnis zur Landwirtschaft der eu-
ropäischen Partnerländer aus? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die Län-
der, die ich hier angeführt habe, befinden sich in er-
ster Linie im außergemeinschaftlichen Bereich. Es 
gibt in den EG-Mitgliedstaaten mit Ausnahme von 
Belgien keine entsprechende Regelung. 

Ihre Frage ist wohl so zu verstehen, ob durch eine 
Bestandsbegrenzung die Wettbewerbskraft der Ag-
rarproduktion oder der Betriebe geschwächt wird. 
Dazu muß man wissen, daß der optimale Rationali-
sierungseffekt bei einer bestimmten Größe erreicht 
ist. Weitere Ausweitungen bringen dann keinen po-
sitiven Effekt. Dieser Punkt liegt z. B, soviel ich im 
Kopf habe, bei der Mastschweinehaltung bei 1 000 
oder 1 200 Liegeplätzen, also bei weitem nicht so 
hoch, wie manche glauben. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 25 des 
Abgeordneten Michels auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob es zutrifft, daß ca. 
20 v. H. der in der Bundesrepublik Deutschland anfallenden 
Eierproduktion in etwa 65 Betrieben erfolgt, und wenn ja, wie 
beurteilt die Bundesregierung diese Feststellung? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Michels, 
nach der letzten Auswertung der Viehzählungser-
gebnisse im Jahre 1979 wurden 21 % der Legehen-
nen — das entspricht etwa 21 % der Eiererzeugung 
— von 38 Haltern mit Beständen über 100 000 Hen-
nen gehalten. 

Die Entstehung derartiger agrarpolitisch uner-
wünschter Großbetriebe der Legehennenhaltung 
Ende der 60er Jahre wurde insbesondere durch die 
Abschreibungsmöglichkeiten des Einkommensteu-
ergesetzes begünstigt. Durch Änderung dieses Ge-
setzes im Jahre 1971 entfiel der Anreiz zur Kapital-
beteiligung an solchen Unternehmen. 

Die Zahl der in Großbetrieben mit mehr als 
100 000 Tieren gehaltenen Hennen blieb unabhängig 

von der Zahl der Hennenhalter in diesem Bereich, 
die sich insbesondere durch Besitzwechsel verrin-
gert hat, seitdem etwa gleich, so daß der Konzentra-
tionsprozeß, soweit er die großen Hennenbestände 
betrifft, abgeschlossen erscheint. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Michels. 

Michels (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist der 
Bundesregierung bekannt, ob es bei der übrigen tie-
rischen Produktion zu ähnlichen Konzentrationsbe-
mühungen kommt oder solche im Gange sind? Ich 
möchte dabei den EG-Raum angesprochen wissen. 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich muß 
Ihnen sagen, daß es im Bereich der Mastschweine-
haltung Konzentrationsbewegungen gibt, die aber 
bei weitem nicht so stark sind. In der EG werden 
über 30 % der Schweineproduktion in Beständen mit 
mehr als 400 Liegeplätzen und über 12 % in Bestän-
den mit mehr als 1 000 Liegeplätzen erwirtschaf-
tet. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage der Herr Abgeordnete Michels. 

Michels (CDU/CSU): Sieht die Bundesregierung 
Möglichkeiten, die wirksam werden können, um den 
Primat der Erhaltung des bäuerlichen Familienbe-
triebes auch wirklich sicherzustellen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung ist der Auffassung, daß diese Fra-
gen im Zusammenhang mit der Anpassung der euro-
päischen Agrarpolitik diskutiert werden müssen. 
Sie ist der Auffassung, daß es dabei nicht nur darum 
gehen kann, die Haushaltsprobleme zu bereinigen, 
sondern daß auch die Frage zu klären ist, unter wel-
chen Bedingungen der bäuerliche Familienbetrieb 
in Europa eine Chance hat, zumal im Sommer näch-
sten Jahres beschlossen werden muß, ob die Struk-
turpolitik der EWG in der bisherigen Form weiterge-
führt wird. 

Vizepräsident Windelen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Bredehorn. 

Bredehorn (FDP): Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung angesichts der Tatsache der Konzen-
tration in der Eierproduktion bereit, in anderen Be-
reichen, z. B. bei der Schweinehaltung, Überlegun-
gen anzustellen, um vorbeugend zu wirken, und 
eventuell auch über Höchstbestandsgrenzen zu dis-
kutieren? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Tatsa-
che ist, daß die Frage der Höchstbestandsgrenzen 
national nicht entschieden werden kann. Wir haben 
im Agrarbereich einen europäischen Gemeinsamen 
Markt, und über diese Frage muß auf europäischer 
Ebene diskutiert werden. 

Vizepräsident Windelen: Bei Frage 26 hat der Fra-
gesteller, der Herr Abgeordnete Kirschner, um 
schriftliche Beantwortung gebeten. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 
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Ich rufe dann Frage 27 des Herrn Abgeordneten 

Grunenberg auf: 
Beabsichtigt die Bundesregierung, für bestimmte Leistun-

gen der Fischereischutzboote von der Hochseefischerei künf-
tig Gebühren zu erheben? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Grunen-
berg, in Verfolg von Prüfungsmitteilungen des Bun-
desrechnungshofes wäre die Bundesregierung ge-
halten, der deutschen Seefischerei künftig Leistun-
gen, die über den engeren Rahmen des gesetzlichen 
Auftrages hinausgehen, nach § 64 der Bundeshaus-
haltsordnung kostendeckend in Rechnung zu stel-
len. 

In Betracht kämen hier: 

a) das Abschleppen eines Fischereifahrzeugs, so-
weit es über das Verbringen in den nächsten zur 
Wiederherstellung der Seetüchtigkeit geeigneten 
Hafen hinausgeht; 

b) die Beförderung von Personen — ausgenom-
men Krankentransporte —, der Transport von Mate-
rial und das Anlaufen von Häfen, wenn dies auf 
Wunsch und im Interesse der Reederei erfolgt; 

c) die Abgabe von Treib- und Schmierstoffen, Pro-
viant, Trinkwasser, Ersatzteilen und sonstigen Ge-
genständen aus eigenen Beständen, die Durchfüh-
rung von Reparaturarbeiten an Bord eines Fische-
reifahrzeugs, soweit dies über die Behebung akuter 
Notlagen hinausgeht. 

Die hiermit zusammenhängenden Probleme habe 
ich dem Ernährungsausschuß und den Berichter-
stattern des Haushaltsausschusses schriftlich erläu-
tert. Letztlich geht es um die Frage, wie weit der 
recht allgemein formulierte gesetzliche Auftrag — 
Überwachung und Unterstützung der Fischerei auf 
hoher See — auszulegen ist. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Gru-
nenberg, Sie haben das Wort zu einer Zusatzfrage. 

Grunenberg (SPD): Herr Staatssekretär, sind dem-
nach die bisherigen Leistungen im medizinischen 
oder im technischen oder überhaupt im logistischen 
Bereich oder bei Havarien, die der Fischereischutz 
für die Hochseefischerei oder für die Seefischerei 
allgemein erbracht hat, nicht entsprechend hono-
riert worden? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann Ihnen dazu im Augenblick über das, was ich 
gesagt habe, hinaus keine Auskunft erteilen. Ich bin 
aber gern bereit, Ihnen eine Antwort schriftlich zu-
kommen zu lassen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage der Herr Abgeordnete Grunenberg. 

Grunenberg (SPD): Herr Staatssekretär, betrach-
tet die Bundesregierung die Hilfen des Fischerei-
schutzes für die Seefischerei als eine Art Subven-
tion, die, bedingt durch die Haushaltslage, abgebaut 
werden soll? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie ha-
ben an meiner Antwort auf Ihre Frage gemerkt, daß 
die Bundesregierung einerseits gehalten ist, den 

Aufforderungen des Bundesrechnungshofes nach-
zukommen. Andererseits kennen wir die schwierige 
Situation unserer Fischereiwirtschaft. Wir haben ja 
einen Bericht an die Berichterstatter des Haushalts-
ausschusses gegeben, weil wir der Annahme sind, 
daß im Haushaltsausschuß — vielleicht bei der Be-
reinigungssitzung — darüber diskutiert werden soll, 
wie diese Anordnungen des Bundesrechnungshofes 
auszulegen sind. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 28 des 
Abgeordneten Grunenberg auf: 

Entschuldigen Sie, ich muß klären: Waren beide 
Fragen zusammengefaßt, Herr Kollege Grunen-
berg? 

(Grunenberg [SPD]: Nein!) 

— Dann haben Sie jetzt keine Zusatzfragen mehr. 

Wie beurteilt die Bundesregierung dies im Zusammenhang 
mit der augenblicklichen schwierigen Lage der deutschen 
Hochseefischerei? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
Bundesregierung ist die schwierige wirtschaftliche 
Lage der deutschen Seefischerei bekannt. Sie hat 
auch Verständnis für den Wunsch der Fischereiver-
bände, es bei der bisherigen Regelung zu belassen 
oder zumindest die Einführung einer Kostenrege-
lung aufzuschieben, bis sich die wirtschaftliche Lage 
der Fischerei gebessert hat. Sie kann sich anderer-
seits der Forderung des Bundesrechnungshofes, in 
Zukunft gemäß § 64 der Bundeshaushaltsordnung 
für Dienstleistungen der Fischereischutzboote Ent-
gelte zu erheben, nicht verschließen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Grunenberg. 

Grunenberg (SPD): Herr Staatssekretär, denkt die 
Bundesregierung eventuell daran, einen Kostenka-
talog für irgendwelche Hilfeleistungen zu erstellen, 
oder werden zukünftige Hilfen nach dem tatsächli-
chen Aufwand berechnet werden? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Grunen-
berg, die Bundesregierung hat sich im einzelnen 
noch nicht entschieden. Wir wollen erst einmal ab-
warten, wie der Haushaltsausschuß die Frage 
sieht. 

Vizepräsident Windelen: Keine Zusatzfragen mehr. 
Dann können wir den Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten verlassen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für innerdeutsche Beziehungen auf. Das Haus 
ist durch den Parlamentarischen Staatssekretär Dr. 
Kreutzmann vertreten. 

Ich rufe die Frage 29 des Abgeordneten Dr. 
Jentsch (Wiesbaden) auf: 

Wie viele Häftlinge sind aus DDR-Haft im Gegenzug zur 
Begnadigung des Kanzleramtsspions Guillaume freigelassen 
worden, und wie vielen Bürgern ist im Zusammenhang mit 
der Austauschaktion die Übersiedlung aus der DDR in die 
Bundesrepublik Deutschland gestattet worden? 

Dr. Kreutzmann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für innerdeutsche Beziehungen: Herr 
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Parl. Staatssekretär Dr. Kreutzmann 
Präsident, wenn der Herr Fragesteller damit einver-
standen wäre, würde ich bitten, beide Fragen im Zu-
sammenhang beantworten zu können. 

Vizepräsident Windelen: Der Fragesteller ist ein-
verstanden. 

Ich rufe dann die Frage 30 des Abgeordneten Dr. 
Jentsch (Wiesbaden) auf: 

Weshalb ist — im Gegensatz zu der sonst üblichen Praxis 
bei Agentenaustauschaktionen — die Freilassung des Kanz-
leramtsspions Guillaume nicht Zug um Zug gegen die Freilas-
sung der Häftlinge aus DDR-Haft und die Übersiedlung der 
Bürger aus der DDR in die Bundesrepublik Deutschland er-
folgt? 

Dr. Kreutzmann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
der Sprecher der Bundesregierung hat am 19. Okto-
ber 1981 vor der Bundespressekonferenz zu den von 
Ihnen angeschnittenen Fragen Stellung bezogen. 
Minister Franke hat am 21. Oktober ausführlich vor 
der Parlamentarischen Kontrollkommission dar-
über berichtet. Ich habe den an beiden Stellen gege-
benen Unterrichtungen nichts hinzuzufügen. Im üb-
rigen hat sich die DDR korrekt an die getroffenen 
Vereinbarungen und ihre Durchführung gehalten 
und hält sich auch noch daran. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Dr. Jentsch. 

Dr. Jentsch (Wiesbaden) (CDU/CSU): Herr Staats-
sekretär, können Sie hier vor diesem Hause bestäti-
gen, daß die Mitteilung der „Süddeutschen Zeitung" 
vom 3. Oktober falsch oder richtig ist, wonach 
30 Personen aus der DDR in die Bundesrepublik ent-
lassen worden sein sollen? 

Dr. Kreutzmann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
im Hinblick auf die Unterrichtung in der Parlamen-
tarischen Kontrollkommission möchte ich davon 
Abstand nehmen, auf Einzelheiten dieser Maß-
nahme einzugehen. Ich bitte Sie um Verständnis da-
für. 

Vizepräsident Windelen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Jentsch. 

Dr. Jentsch (Wiesbaden) (CDU/CSU): Herr Staats-
sekretär, wenn ich Sie recht verstanden habe, haben 
Sie gesagt, die DDR halte sich korrekt an die Ab-
sprachen. Sind diese Absprachen bereits vollständig 
oder erst zum Teil vollzogen worden? 

Dr. Kreutzmann, Parl. Staatssekretär: Die Abspra-
chen an sich sind vollzogen. Nur ein Teilaspekt, das 
außerhalb dieser Absprachen liegt, die Familienzu-
sammenführung, wird sich über einen längeren Zeit-
raum hinweg erstrecken. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Dr. Jentsch. 

Dr. Jentsch (Wiesbaden) (CDU/CSU): Herr Staats-
sekretär, können Sie hinsichtlich dieses weiteren 
Zeitraums irgendwelche Angaben machen oder An-
haltspunkte geben, ob die Bedingungen, die notwen-
dig sind, um diesen restlichen Erfolg herbeizufüh

-

ren, bereits jetzt alle vorliegen oder ob noch welche 
eintreten müssen? 

Dr. Kreutzmann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ein fest abgesprochener Zeitplan existiert nicht. 
Aber nach den gemachten Erfahrungen können wir 
uns darauf verlassen, daß die Familienzusammen-
führung durchgeführt wird, wie das auch in der Ver-
gangenheit wiederholt der Fall war. 

Vizepräsident Windelen: Ihre letzte Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Jentsch. 

Dr. Jentsch (Wiesbaden) (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Präsident. — Herr Staatssekretär, ich möchte 
noch einmal nachfragen, jetzt nicht hinsichtlich des 
Bereiches der Familienzusammenführung, sondern 
hinsichtlich der Freilassungen aus DDR-Gefängnis-
sen, die ja auch in der Diskussion sind. Trifft es zu, 
daß hier ein Vollzug der Vereinbarungen Zug um 
Zug nicht stattgefunden hat, und ist dieser Teil be-
reits vollzogen? 

Dr. Kreutzmann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
diese Feststellung von Ihnen trifft nicht zu. Die Ent-
lassung ist Zug um Zug erfolgt. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
da ich Ihrer letzten Aussage entnehmen darf, daß 
der Austausch Zug um Zug erfolgt ist: Ist nach Ihrer 
Auffassung die Aussage in verschiedenen Presseor-
ganen falsch, daß zum Zeitpunkt der Übergabe des 
Kanzleramtsspions Guillaume an die Behörden der 
DDR noch keine Personen in die Bundesrepublik 
eingereist waren, die als Gegenleistung hierfür von 
der DDR zugesagt waren? 

Dr. Kreutzmann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Jäger, die Durchführung des Austauschs hat sich auf 
der Grundlage der Vereinbarungen vollzogen, und 
die sind strikt eingehalten worden. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Kollege Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
bedeutet diese Ihre Antwort, daß tatsächlich zwar 
vielleicht vereinbarungsgemäß, aber doch nicht Zug 
um Zug, d. h. auch zum gleichen Zeitpunkt, die von 
der Bundesrepublik an die DDR zu überstellenden 
Personen und die in umgekehrter Richtung zu über-
stellenden Personen an den Grenzübergängen ein-
getroffen sind? 

Dr. Kreutzmann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Jäger, ich möchte hier nicht auf die Einzelheiten ein-
gehen. Aber ich kann sagen, daß sich der Austausch 
entsprechend den getroffenen Vereinbarungen voll-
zogen hat und auch diesen Vereinbarungen gerecht 
geworden ist. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Spran-
ger, Sie haben das Wort zu einer Zusatzfrage. 
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Spranger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hält es 
die Bundesregierung nicht für ein Gebot des demo-
kratischen Verantwortungsbewußtseins gegenüber 
der Öffentlichkeit, den wilden Spekulationen mit be-
stimmten Zahlen vor und nach der Austauschaktion 
durch klare Bekundung der wirklichen Leistung und 
Gegenleistung nunmehr öffentlich entgegenzutre-
ten? 

Dr. Kreutzmann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Spranger, Sie wissen, was das für ein sensibles Ge-
biet ist. Wenn sich die Bundesregierung auch noch 
mit Zahlen irgendwelcher Art beteiligte, dann käme 
es doch zu erheblichen Verwirrungen. Damit wür-
den auch nicht die Spekulationen beendet, die teil-
weise in der Presse erfolgt sind. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Im Gegen

-

teil!) 

Die Bundesregierung ist deshalb der Meinung, daß 
sie sich an solchen Spekulationen und Auseinander-
setzungen nicht beteiligen sollte, sondern daß sie 
den ganzen Vorgang, soweit es äußerst möglich ist, 
so beeinflussen sollte, daß keine Nachteile für die 
Betroffenen dabei entstehen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Spran-
ger, wollen Sie eine weitere Zusatzfrage stellen? — 
Bitte schön. 

Spranger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung dann wenigstens bereit, den Spe-
kulationen, die Bundesregierung habe vor der Aus-
tauschaktion durch entsprechende Zahlenangaben 
gewissen Spekulationen Vorschub geleistet, nun-
mehr durch entsprechende Veröffentlichungen und 
Dementierungen entgegenzuwirken? 

Dr. Kreutzmann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Spranger, die Bundesregierung hat doch die Parla-
mentarische Kontrollkommission ausführlich über 
den ganzen Vorgang unterrichtet, und zwar so er-
schöpfend, daß keine offenen Fragen mehr übrig-
geblieben sind. Ich weiß also nicht, was sie eigentlich 
noch tun soll, um gegen Spekulationen und Mutma-
ßungen Stellung zu beziehen. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Dr. 
Hackel, Sie haben das Wort zu einer Zusatzfrage. 

Dr. Hackel (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist es 
richtig, daß vorzeitige Presseberichte die Freilas-
sung von Häftlingen aus der DDR behindert haben, 
und, wenn ja, gibt es auch Vorstellungen, in welcher 
Größenordnung das geschehen sein soll? 

Dr. Kreutzmann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Hackel, Sie werden mit mir der Meinung sein, 
daß das, was Sie da angesprochen haben, schwer 
meßbar ist. Die ganze Aktion ist dadurch nicht be-
hindert worden. Aber Sie wissen ja, daß Veröffentli-
chungen im Ausland während der Aktion einige 
Schwierigkeiten geschaffen haben. Ich möchte das 
hauptsächlich in bezug auf ein außereuropäisches 
Land sagen. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Milt-
ner, Sie haben das Wort zu einer Zusatzfrage. 

Dr. Miltner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, die 
Austauschaktion enthält doch auch Bestandteile, die 
nachrichtendienstliche Belange nicht berühren, wie 
z. B. die Familienzusammenführung: Sind Sie bereit, 
diesen Teil der Austauschaktion, der nicht nachrich-
tendienstliche Belange berührt, hier darzustellen? 

Dr. Kreutzmann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Miltner, dieser Teil ist noch im Gange, und ich 
halte es für wenig zweckmäßig, darüber hier in die-
sem Saal Diskussionen zu veranstalten; denn ich 
glaube, daß wir der Sache damit nicht dienen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich kann sagen, daß die Familienzusammenführung 
in diesem Jahr recht erfolgreich gewesen ist, und ich 
bin überzeugt davon, daß auch diese Aktion, die von 
ihrem Umfang her recht erfreulich ist, ohne daß ich 
Ihnen hier Zahlen nennen kann, auch in diesem 
Jahr so korrekt abgewickelt werden wird, wie das 
bei den Anfang des Jahres gelaufenen Aktionen der 
Fall war. 

Vizepräsident Windelen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Miltner. 

Dr. Miltner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, darf 
ich Ihren Äußerungen entnehmen, daß die gesamte 
Austauschaktion noch nicht abgeschlossen ist? 

Dr. Kreutzmann, Parl. Staatssekretär: Die Aus-
tauschaktion ist schon abgeschlossen, Herr Kollege 
Dr. Miltner; aber die Familienzusammenführung 
steht damit nicht in unmittelbarem Zusammenhang, 
sondern in Korrespondenz dazu. 

Vizepräsident Windelen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schröder (Hannover). 

Schröder (Hannover) (SPD): Herr Staatssekretär, 
teilt die Bundesregierung meine Befürchtung, daß 
die weitere öffentliche Diskussion dieses Themas 
eventuell spätere Vereinbarungen der gleichen Art 
aufs schwerste gefährdet, und ist sie nicht auch der 
Meinung, daß diese Gefährdung im Interesse der 
möglicherweise Betroffenen sehr unverantwortlich 
ist? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dr. Kreutzmann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schröder, ich teile Ihre Ansicht weitestgehend, und 
Sie werden an meiner Zurückhaltung gemerkt ha-
ben, daß ich sie auch in der Tat zu unterstützen ver-
suche. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Die Fragen 31 und 32 des 
Herrn Abgeordneten Heistermann sind vom Frage-
steller zurückgezogen worden. 

Für die Frage 33 hat Herr Abgeordneter Sauer 
(Salzgitter) um schriftliche Beantwortung gebeten. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 
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Vizepräsident Windelen 
Damit ist der Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters für innerdeutsche Beziehungen abgeschlos-
sen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Forschung und Technologie auf. Das Haus 
wird durch den Herrn Parlamentarischen Staatsse-
kretär Stahl vertreten. 

Ich rufe die Frage 34 des Herrn Abgeordneten 
Lenzer auf: 

Hat die Bundesregierung untersuchen lassen, ob und in 
welchem Unfang länger gelagerte, verbrauchte Brennele-
mente aus Leichtwasserreaktoren wegen des Zerfalls von 
Spaltprodukten wiederum in Reaktoren zur Energieerzeu-
gung eingesetzt werden können, und welche Möglichkeit der 
Uranersparnis ist hiermit verbunden? 

Stahl, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Forschung und Technologie: Herr Präsident, darf 
ich mit Genehmigung des Herrn Abgeordneten Len-
zer beide Fragen zusammen beantworten? 

Vizepräsident Windelen: Sind Sie einverstanden? 

Lenzer (CDU/CSU): Ja. 

Vizepräsident Windelen: Dann rufe ich auch die 
Frage 35 des Herrn Abgeordneten Lenzer auf: 

Welche Folgerungen ergeben sich für das Entsorgungskon-
zept der Bundesregierung, wenn es möglich ist, gelagerte 
Brennelemente nach einem bestimmten Zeitraum wiederum 
in Kernkraftwerken einzusetzen? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lenzer, 
die Bundesregierung hat hierzu bisher keine aus-
führlichen Untersuchungen durchgeführt. Auswer-
tungen der Reaktorbauindustrie und einiger Kern-
kraftwerksbetreiber ergeben jedoch überzeugend, 
daß sich die Reaktivität eines abgebrannten Brenn-
elements bei den zu betrachtenden Zwischenlager-
zeiten von einem Jahr Mindestzykluszeit des Kern-
kraftwerkes und mehr kontinuierlich verschlech-
tert. Falls also ein Brennelement bei einer routine-
mäßigen Entladung zum Zweck der Inspektion den 
Zielabbrand noch nicht erreicht hat, so sollte es ohne 
-Zwischenlagerung weiter im Reaktor bleiben. Zwi-
schengelagerte Brennelemente, die den Zielabbrand 
bereits erreicht haben, können ohne Nachteile für 
die Energiebilanz im Reaktor nicht erneut einge-
setzt werden. Eine Einsparung von Natururan ist auf 
diesem Wege also nicht erzielbar. Änderungen am 
Entsorgungskonzept der Bundesregierung ergeben 
sich infolgedessen nicht. 

Vizepräsident Windelen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Lenzer. 

Lenzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, können 
Sie Angaben darüber machen, ob vielleicht in ande-
ren Industriestaaten, die die friedliche Nutzung der 
Kernenergie betreiben, solche Überlegungen ange-
stellt worden sind? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich bin 
überfragt, aber ich kann Ihnen sagen, daß es z. B. 
durchaus Fälle gab, wo Brennelemente nach einer 
Zwischenlagerung im Wasser wieder eingesetzt wor-
den sind. Dies setzte aber voraus, daß der volle Ab

-

brand nicht gegeben war. In anderen Fällen wurde 
dies nicht durchgeführt. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Len-
zer, zu einer weiteren Zusatzfrage. 

Lenzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, können 
Sie sich vorstellen, daß die Bundesregierung Er-
kenntnisse in dieser Hinsicht zum Anlaß nimmt, 
vielleicht auch einmal selbst Untersuchungen in die-
ser Richtung anzustellen? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lenzer, 
ich will das bei uns im Haus überprüfen lassen, und 
ich will Ihnen darauf dann gern eine schriftliche 
Antwort geben. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 36 des 
Herrn Abgeordneten Schröder (Hannover) auf: 

Trifft es zu, daß die Kernforschungsanstalt in Jülich im 
Wege der Projektleitung Mittel für die Erforschung alternati-
ver Energien bewirtschaftet und verteilt? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Schröder, 
die Kernforschungsanlage Jülich GmbH und der 
Bundesminister für Forschung und Technologie ha-
ben bereits im Jahre 1974 einen Vertrag über die 
Einrichtung einer Projektträgerschaft für die För-
dervorhaben im Bereich der nichtnuklearen Ener-
gieforschung abgeschlossen. Zu den Hauptaufgaben 
der Projektleitung Energieforschung gehört die Vor-
bereitung von Projekten, deren administrative Ab-
wicklung und fachliche Überwachung. Die Förder-
entscheidung liegt hingegen in jedem Fall beim 
Bundesminister für Forschung und Technologie. 

Vizepräsident Windelen: Keine Zusatzfrage. 
Dann rufe ich auch die Frage 37 des Herrn Abge-

ordneten Schröder (Hannover) auf: 

Hält die Bundesregierung es weiter für sinnvoll, ausgerech-
net ein Kernforschungsinstitut mit der Bewirtschaftung von 
Mitteln für die Erforschung alternativer Energie zu betrauen, 
oder fürchtet sie nicht auch, daß die in der Vergangenheit auf-
getretenen Verzögerungen in der Mittelbewilligung sich we-
gen der offenkundigen Interessenkollision -weiter fortsetzen 
werden? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Die Projektleitung 
Energieforschung, Herr Kollege Schröder, ist eine 
eigenständige Arbeitseinheit, die nicht in ein Kern-
forschungsinstitut eingegliedert ist und nicht aus 
Mitteln der Grundfinanzierung der Kernforschungs-
anlage getragen wird. Sie untersteht unmittelbar 
dem Vorstand der Kernforschungsanlage Jülich und 
arbeitet sehr eng und kooperativ mit den zuständi-
gen Arbeitseinheiten im Bundesministerium für 
Forschung und Technologie zusammen, an dessen 
Richtlinien und Weisungen sie vertragsgemäß ge-
bunden ist. 

Der Bundesregierung sind keine Vorgänge be-
kannt, bei denen die Vorbereitung von Projekten 
mutwillig verzögert wurde, auch nicht aus Gründen, 
die Sie in der Frage unterstellen oder ansprechen. 

Eine Interessenkollision tritt nicht auf, zumal das 
Arbeitsspektrum der Kernforschungsanlage Jülich 
sehr breit angelegt ist und zu rund 40 % aus Aktivitä- 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 61. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 28. Oktober 1981 	3507 

Parl. Staatssekretär Stahl 
ten besteht, die nicht dem nuklearen Bereich zuzu-
ordnen sind. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, auch in Zu-
kunft diese Zusammenarbeit mit der Kernfor-
schungsanlage Jülich aufrechtzuerhalten. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schröder. 

Schröder (Hannover) (SPD): Herr Staatssekretär, 
hält die Bundesregierung Befürchtungen von Mitar-
beitern bei der alternativen Energieforschung, daß 
sich aus der offenkundigen Interessenverschieden-
heit Kollisionen ergeben können, für berechtigt? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Schröder, 
diese Befürchtung halte ich nicht für berechtigt. Ich 
will Ihnen auch begründen, weshalb. Zur Zeit sind 
bei diesem Projektträger 84 Personen im Auftrag 
des BMFT tätig. Insgesamt sind in der Kernfor-
schungsanlage Jülich etwa 4 500 Personen beschäf-
tigt. Diese 84 Personen sind nur mit der Durchfüh-
rung, d. h. der Administration der Projekte, mit der 
Überprüfung und allem, was dazu gehört, beschäf-
tigt und sind nicht im Zusammenhang mit den For-
schungsarbeiten der Kernforschungsanlage Jülich 
zu sehen. 

Vizepräsident Windelen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schröder. 

Schröder (Hannover) (SPD): Hält die Bundesregie-
rung Befürchtungen nicht angesichts der Tatsache 
für berechtigt, daß sich j a auch der Vorstand der 
Kernforschungsanlage Jülich in erster Linie um die 
dort zu bearbeitenden Projekte kümmern wird? Hält 
die Bundesregierung angesichts dessen Befürchtun-
gen, daß Verzögerungen auftreten können, nicht 
doch für berechtigt? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Schröder, 
ich halte derartige Befürchtungen nicht für berech-
tigt. Ich will hinzufügen, daß von der Projektleitung 
inzwischen insgesamt 700 Vorhaben auf der Grund-
lage des Programms Energieforschung und Energie-
technologie betreut worden sind und insgesamt ein 
Volumen von etwa 1,5 Milliarden DM an Projektmit-
teln für laufende Vorhaben durch diese Einrichtung, 
über die wir hier reden, begutachtet und bearbeitet 
und anschließend vom Bundesforschungsminister 
bewilligt wurde. 

Vizepräsident Windelen: Wir sind damit am Ende 
der heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Plenarsitzung auf Donners-
tag, den 29. Oktober, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.34 Uhr) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. van Aerssen 30. 10. 
Dr. Ahrens * 30. 10. 
Amling 30. 10. 
Becker (Nienberge) 30. 10. 
Frau Benedix-Engler 30. 10. 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 28. 10. 
Handlos 30. 10. 
Hauck 30. 10. 
Dr. Hubrig 30. 10. 
Lenzer ** 29. 10. 
Dr. Müller ** 28. 10. 
Nagel 30. 10. 
Neuhaus 30. 10. 
Dr. Osswald 30. 10. 
Frau Schlei 30. 10. 
Schmidt (Würgendorf) 30. 10. 
Dr. Schwörer 30. 10. 
Dr. Solms 30. 10. 
Dr. Struck 30. 10. 
Voigt (Frankfurt) 28. 10. 
Zander 30. 10. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Frage des 
Abgeordneten Kirschner (SPD) (Drucksache 9/936 
Frage 26): 

Wieviel Obst und Gemüse wurde jeweils in den letzten fünf 
Jahren in der EG „interveniert", und wieviel mußte dafür in 
den einzelnen Wirtschaftsjahren an Steuermitteln aufge-
bracht werden? 

Eine Intervention ist nur bei Äpfeln, Birnen, Pfir-
sichen, Tafeltrauben, Orangen, Mandarinen, Zitro-
nen, Tomaten und Blumenkohl möglich. Bei diesen 
Produkten wurden in den letzten fünf Jahren fol-
gende Mengen interveniert, die folgende Ausgaben 
erforderten: 

Menge in Tonnen 
Ausgaben in  

Millionen RE  1 ) 

1975/76 1 297 509 86,6 
1976/77 1 306 089 140,0 
1977/78 207 477 21,5 
1978/79 701 812 66,9 
1979/80 1 032 943 85,0 

Die intervenierten Mengen entsprachen im Jahre 
1979/80: 4,5 % und im Jahre 1978/79: 3,23 % der Ge-
samtproduktion der Produkte, bei denen eine Inter-
vention möglich ist. 

*) 1 RE: März 1975 bis Juni 1979 rund 3,50 DM 
Juli 1979 bis April 1981 rund 2,70 DM 
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